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Justitias
Augenbinde
Zu einem skandalösen Verwaltungsgerichts-Urteil

lm Wintersemester 1973/74 verweigerten 
j^Ql^n der Kieler Christian-Albrechts-Univer- 
r.i. sität 2800 Studenten die Zahlung des AStA- 

Beitrags in Höhe von 5,70 DM. Der links
radikale AStA nutzte daraufhin die juri
stischen Kniffe, die ihm das System bietet, 
das er vernichten will, und verschickte Zah
lungsaufforderungen, die denjenigen mit 
der Zwangseintreibung drohten, die weiter
hin ihren AStA-Beitrag verweigern würden. 
Die bürokratische Drohgebärde führte 
weitgehend zum Erfolg, doch auch danach 
verweigerten immerhin 650 Studierende 
dem AStA den geforderten Tribut. Sie leg
ten beim Rektor Widerspruch gegen die 
Zahlungsbescheide ein, den sie mit dem 
Hinweis auf die verfassungsfeindlichen und 
rechtswidrigen Tätigkeiten des AStA be
gründeten. Der Rektor anullierte darauf
hin die Zahlungsbescheide.
Natürlich eilte der AStA zum Verwaltungs
gericht. Anfang Mai hob die IX. Kammer 
des Schleswig-Holsteinischen Verwaltungs
gerichts in Schleswig die Anordnungen des 
Rektors auf und gab dem AStA Recht.

[ MFormal wird diese Entscheidung des Ge
richts vom Buchstaben des Gesetzes ge
deckt, wenn auch nicht von dessen Geist. 
Doch auch ein Urteil gegen den AStA 
hätte bei genauer Überlegung dem Gesetz 
nicht entgegengestanden, denn der AStA 
kann die gesetzlichen Bestimmungen nicht 
ständig je nach seinen eigenen Vorteilen 
einmal brechen und dann wieder für sich 
nützen.
Die Lage ist ziemlich verfahren. Die Stu
dentenschaft der Universität Kiel ist laut 
Landeshochschulgesetz eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts. Sie ist das, weil 
sich zu Jahresbeginn über die Hälfte der 
immatrikulierten Studenten in einer Urab
stimmung für diese Organisationsform aus
sprach. Die Erhebung von Zwangsbeiträgen 
ist demnach gerechtfertigt. Aber kann man 
andererseits verlangen, daß Studierende, 
die dieser Institution zwangsweise angehö
ren, Beiträge entrichten müssen, obwohl

das wichtigste Organ dieser Institution, der 
AStA, sich ständig in einem verfassungs
feindlichen und rechtswidrigen Sinne betä
tigt?
Das Verwaltungsgericht hat natürlich auch 
diesen Punkt bedacht. Es kam dabei zu der 
Erkenntnis, es sei unerheblich, „ob der 
AStA möglicherweise eine Rechtsverletzung 
begeht, indem er ein allgemeinpolitisches 
Mandat wahrnimmt“. Es komme „auch 
nicht darauf an, ob er (der AStA, -red.) 
eine verfassungsfeindliche Politik betreibt 
oder andere rechtswidrige Handlungen be
geht und ob er für alle diese Handlungen 
die Mitgliedsbeiträge der Studenten ver
wendet“. Bezahlt werden muß trotzdem. 
Der Rektor riet inzwischen den Betroffe
nen, mit Anfechtungsklagen gegen die Zah
lungsbescheide des AStA vorzugehen. Da
gegen hält die Vereinigung „Studenten für 
das Grundgesetz“, der die entschiedene Op
position gegen die salonkapitalistische Me
thode des AStA, seine rechtswidrige Tätig
keit zu finanzieren, im wesentlichen zu ver
danken ist, recht wenig von diesem Rat des 
Rektors. Die Vereinigung, die an dem Ur
teil rügt, daß „die Verfassungsfeindlichkeit 
des AStA und die gesetzwidrige Inan
spruchnahme des allgemeinpolitischen 
Mandats unberücksichtigt“ geblieben sei, 
will dennoch einen Musterprozeß führen: 
„Nachdem der AStA uns gezeigt hat, wie 
erfolgreich die von ihm bekämpfte »Klas
senjustiz* arbeitet, sehen wir uns veranlaßt, 
selbige auch in Anspruch zu nehmen.“ Auf 
diesem Wege soll erreicht werden, daß die 
Verfassungsfeindlichkeit des AStA gericht
lich festgestellt und ihm die Ausübung des 
politischen Mandats untersagt wird. 
Allerdings wäre das auch dadurch zu errei
chen (und dann wesentlich schneller), daß 
der Rektor von seiner Aufsichtspflicht über 
den AStA Gebrauch macht und nachprüft, 
ob die derzeitige Handlungsweise des AStA 
mit dem Landeshochschulgesetz zu verein
baren ist. Da die Kieler Uni nicht allzuweit 
vom Regierungsviertel entfernt ist. wäre es

HANSKANITZ

Christen in Sibirien
Verfolgungen, Inhaftierungen, Verletzung 
der Menschenrechte: das alles, behaupten 
die Offiziellen in Moskau, gehöre der Ver- 
gangenheit an. Solschenizyn sei darum 
mindestens 15 Jahre zu spät mit seiner An
klage auf den Plan ge tretet!.
Die Wirklichkeit widerspricht dieser be
schönigenden These, die der Entspan
nungseuphorie als Begleitmusik beigege- 

,UJi ben wird. Das Lied, welches die Baptisten 
im Altaigebiet singen, hat andere Töne. 
Während in Südamerika Christen sich öf
fentlich auf die Seite der Unterprivilegier
ten stellen können und repressiven Regie
rungen den Kampf ansagen, müssen die 
unterprivilegierten Christen Sibiriens auf 
dem Umweg über den UNO-Generalsekre- 
tär an ihre eigene Regierung gelangen, um 
gegen Willkür, Verfolgung und Überfälle 
zu protestieren.
46 Unterschriften trägt der Brief, der jetzt 
geschrieben wurde. 46 Männer und Trauen, 
durdoweg Väter und Mütter vieler Kinder, 
die keinen anderen Ausweg mehr sehen, 
als das Land, dem sie und ihre Vorfahren 
seit Jahrhunderten verbunden sind, zu ver
lassen. Ein Land, das ihnen die religiöse 
Erziehung ihrer Kinder verwehrt, in dem 
sie Bürger ohne Rechte sind und zu Ver
brechern gestempelt werden. Let my people

goe! Der alte Ruf des Moses erschallt aufs 
neue. Wird der neue Pharao im Kreml ihn 
hören?
„Sektiererischer Gestank", so schrieb die 
Zeitung „Altajskaja prawda“, sei es, was 
die Baptisten verbreiteten. Rowdies und 
Dieben werden sie gleichgestellt. Sie, die 
nichts anderes im Sinn haben, als kompro
mißlos Gott als ihrem Herrn zu folgen 
und keine anderen Götter neben ihm dul
den.
Nochmals: Wird Breschnew, nachdem er 
sich elegant der Juden und Dissidenten ent
ledigte, auch die Baptisten ziehen lassen? 
Und wenn ja: Wohin sollen sie gehen? 
Dem Weltkirchenrat in Genf liegen andere - 
Sorgen auf der Seele, Frelimo zum Beispiel 
und auch die Verurteilung der Kapitali
sten. Jener Männer also, ohne die in Ost 
und West und der Dritten Welt niemals 
eine Industrie entstanden wäre.

Wohin sollen sie gehen? Für dissidente Ju
den gibt es Israel, für dissidente Literaten 
und Wissenschaftler Verlage und Lehr
stühle. Wohin aber gehen Evangeliums
christen in einem Europa, das die Botschaft 
des Evangeliums zu einer politischen Heils
lehre umfunktioniert? Sollte man ihnen 
nicht anraten, ihren Brief zu widerrufen?
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gewiß auch ratsam, die verantwortlichen 
Politiker zu wecken. Schließlich wäre das 
die einfachste Methode, das rechtswidrige 
Gebaren des AStA zu unterbinden, statt 
sich um 5,70 DM zu streiten. Doch wie ge
habt werden sich die Studierenden der 
Christiana Albertina selbst helfen müssen, 
indem sie bei der nächsten Gelegenheit die 
Voraussetzungen für einen verfassungskon
formen AStA schaffen. Gesetzgeber und 
Justiz sind bei der Verteidigung der Ver
fassung ziemlich unsichere Verbündete, wie 
sich auch hier wieder gezeigt hat. Dem 
Verwaltungsgericht in Schleswig kommt 
immerhin das Verdienst zu, den Laien end
lich darüber aufgeklärt zu haben, warum 
Justitia eine Binde vor den Augen trägt. 
Ein Witzbold gar erbat in Schleswig die 
Auskunft, wann denn Justitia das Brett vor 
die Stirn genagelt worden sei.

BEILAGENHINWEIS

Dieser Ausgabe liegt ein Prospekt der 
Firma Badische Tabakmanufaktur Roth- 
Händle bei. Wir bitten um Beachtung.

Prof. Erhard Kantzenbach

S tuden t»  I f i t t
Dr. Hans Berger war Botschafter der Bundes
republik Deutschland beim Heiligen Stuhl, bis 
er im März 1971 von seinem Posten abberufen 
und quasi strafweise in den einstweiligen Ruhe
stand versetzt wurde, weil er als entschiedener 
Gegner des ostpolitischen Abenteurertums der 
Regierung Brandt-Scheel galt. Der Entlassung 
des Botschafters war ein von Bonn aus gesteu
ertes monatelanges Kesseltreiben in der west
deutschen und osteuropäischen (speziell polni
schen!) Publizistik vorausgegangen. Das auch 
hier taktlose Verhalten des Bonner Regimes ist 
mit dem Hinweis darauf erklärt, daß die po
litische und geographische Größe „Rom“ bei der 
Vorbereitung und Durchführung der „neuen po
litischen Ära“ von großer Bedeutung war: Hier 
gewann die Ost-„Politik“ in Geheimgesprächen 
Herbert Wehners mit der Führung der Kom
munistischen Partei Italiens zuerst reale Gestalt. 
Zu einem späteren Zeitpunkt war die Haltung 
des Vatikans von einiger Bedeutung für die wei
tere Verwirklichung der Bahrschen Konzeption. 
Doch der nunmehrige Botschafter a. D. Dr. 
Hans Berger machte aus der neuen Situation 
das Beste und veröffentlichte in Tages- und 
Wochenzeitungen eine Vielzahl kritischer Auf
sätze. Als erster Ertrag dieser publizistischen 
Tätigkeit erschien jetzt eine an Umfang schmale 
(36 S.), vom Inhalt her aber gewichtige Bro
schüre (Dr. Hans Berger: Sorge um Deutsch
land. Gedanken aus diplomatischer Sicht). Die 
Broschüre, die uneingeschränkt empfohlen wer
den kann, ist gegen Voreinsendung von 2 DM 
in Briefmarken erhältlich bei: Das Ostpreußen
blatt, 2 Hamburg 13, Postfach 8047.

Im November 1973 erschien in der polnischen 
Exil-Zeitschrift KULTURA (Paris) ein ausführ
licher Bericht über das religiöse Leben (vor al
lem der Katholiken) in der Sowjetunion, der 
auf persönlichen Beobachtungen und Gesprä
chen des Autors aus der Zeit von 1970 bis 1973 
basierte. Die deutsche Übersetzung des Textes 
(9 Schreibmaschinenseiten) ist als Fotokopie bei 
der Redaktion gegen eine Kostenbeteiligung 
von 2 — DM erhältlich. — Deutschsprachige

Kantzenbach-Interview

Fortsetzung von Seite 1

hätte verwenden können. Wenn wir jetzt in 
der Bildungspolitik wünschen, daß eine 
möglichst große Anzahl von Kindern in 
Zukunft weiterführende Schulen besuchen, 
oder jedenfalls mehrere Jahre zur Schule 
gehen, und ihnen einen Abschluß geben 
wollen, der an Qualität dem Abitur gleich 
ist, dann müssen wir auch anerkennen, daß 
für diese große Zahl von Schülern nicht 
genügend Studienplätze zur Verfügung 
steht. Das heißt, das Abitur verliert in die
sem Fall seine Aufgabe als Eingangsprü
fung für die Universität, und die Lehr
inhalte an den Schulen müssen sich stärker 
am Berufsleben orientieren. Eine solche 
Wandlung der weiterführenden Schulen 
und des Abiturs würde ich im Sinne einer 
Bildungspolitik, die einem größeren Anteil 
eines jeden Jahrganges die Chance einer 
weiterführenden Bildung vermittelt, begrü
ßen.

STUDENT: Wie könnte dann konkret 
das neue Regulativ für den Zugang zur 
Hodoschule aussehen?

KANTZENBACH: Ich glaube, daß si
cherlich die Attraktivität eines Hochschul
studiums für viele Schülerinnen und Schü
ler abnehmen wird, wenn sie erkennen, 
daß ein Hochschulstudium ihnen zukünftig 
nicht automatisch einen besseren Verdienst 
und eine höhere gesellschaftliche Position 
vermittelt, als das gegenwärtig noch der 
Fall ist. Ich meine, daß in der wirtschaft
lichen Entwicklung immer stärker die Ein
kommen verschiedener Berufsgruppen an
einander angeglichen werden, und daß des
halb die materiellen Anreize für ein Stu
dium sicherlich in Zukunft geringer wer
den. Dennoch wird man vielleicht nicht 
ganz ohne Zugangsbeschränkungen zu der 
begrenzten Zahl von Studienplätzen aus- 
kommen, und ich meine dann schon, daß 
eine Eingangsprüfung notwendig wäre. 
Freilich müßten hier auch fachspezifische
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berufliche Tätigkeiten, denen der Betref
fende vor Beginn seines Studiums nachge
gangen ist, berücksichtigt werden.

STUDENT: Das scheint problematisch. 
Nach welchen Kriterien soll dann etwa ein 
Bewerber für das Medizinstudium beurteilt 
werden?

KANTZENBACH: Genau das ist die 
Frage, die wir uns in erster Linie aber beim 
Abitur stellen. Die in den Gymnasien ge
lehrten Fächer haben keine Beziehung zum 
Medizinstudium, und wenn nun jemand in 
allen Fächern eine Eins oder Zwei hat, so 
braucht er noch lange nicht die Befähigung 
zum Landarzt zu haben. Ich meine, wenn 
ein Bewerber beispielsweise erfolgreich ein 
Praktikum als Krankenpfleger oder als La
borant in einer Klinik oder eine ähnliche 
berufliche Tätigkeit in einer Klinik bereits 
ausgeübt hat, daß d e r  seine Befähigung 
zum Medizinstudium in einem stärkeren 
Maße unter Beweis gestellt hat als dies le
diglich Abiturnoten könnten.

STUDENT: Wie lange läßt Ihrer An
sicht nach eine neue Zugangsregelung noch 
auf sich warten?

KANTZENBACH: Das ist schwer vor
herzusehen.

Mit Präsident Kantzenbach sprach unser Mitar
beiter Michael Rutz

E d jo ------------------
Auf Seite 8 der Mai-Ausgabe Ihrer Zeit
schrift (Nr. 43, Mai 1974) findet sich der 
Artikel „Zahlen zur sozialen Lage“.

Die in diesem Artikel genannten Förde
rungsbeträge wurden der Januarausgabe 
des Jahres 1974 der Hochschulzeitung 
UMBITS entnommen. Die dort genannten 
Beträge wurden vom Studentenwerk Mün
chen im Rahmen einer Stichprobe aus 207 
Akten errechnet.

Die in Ihrem — im Tenor sicherlich rich
tigen — Artikel genannten monatlichen 
Gesamtförderungsbeträge beziehen sich, 
wie es auch dem UMBITS entnommen wer
den kann, auf diese Stichprobe. Im Zeit
raum 1973174 wurden im Durchschnitt mo- 
natlicJ} 7,5 Millionen DM an Förderungs
mitteln ausgezahlt. Im Zeitraum 1972/73 
waren es etwa 6,4 Millionen DM. Absolut 
ist dieser Betrag also sehr wohl angestiegen, 
nur verteilt sich der erhöhte Betrag auf 
eine erheblich angestiegene Zahl von För- 
derungsempfängem.

Unbeeinflußt von dieser Korrektur ist na
türlich die Gesamtaussage Ihres Artikels, 
der in der Tat genau den Kern der Proble
matik trifft, richtig.

STUDENTENWERK MÜNCHEN
Förderungs- und Gesundheitsdienst

Christen aus Sibirien schrieben einen Brief an 
die sowjetisdie Führungsspitze, den sie aber 
zuerst an UNO-Generalsekretär Waldheim 
schickten, damit er ihn an die Empfänger im 
Kreml weiterleite. Gleichzeitig sandten „Junge 
Christen Sibiriens“ einen Offenen Brief an ihre 
Altersgenossen im Westen. Beide Iexte sind in 
deutscher Übersetzung (zusammen 6 Seiten) als 
Kopien gegen 1,50 DM erhältlich. Alle drei hier 
genannten Übersetzungen können auch zusam
men gegen 3 DM Kostenersatz angefordert wer
den. Voreinsendung in Briefmarken! Anschrift: 
Redaktion „Student“, 8700 Würzburg 2, Post
fach 320 (vgl. Kommentar auf dieser Seite).
■
Der Militärputsch vom 11. September 1973 in 
Chile gehört zu den kontroversen Themen der 
öffentlichen Meinung. Die Emotionen beherr
schen die Diskussion. Doch zeigt sich an diesem 
Beispiel, wenn man es z. B. mit der früheren 
Auseinandersetzung um „Vietnam“ vergleicht, 
wie sehr sich in den letzten Monaten dac «re* 
stige Klima verändert hat. Die Empörung üDt-. 
den Sturz Allendes reicht gerade noch aus, um 
ein müdes Feuerchen am Leben zu halten, an 
dem die Linke die Erinnerungen an vergangene 
bessere Tage aufwärmen kann. Auch darauf 
dürfte es zurückzuführen sein, daß unsere 
Kenntnisse von den Vorgängen in Chile sehr 
mangelhaft sind. Das ändern möchte Prof. Bern
hard Starischka, der unter dem Titel „Der Sturz 
des Präsidenten Allende in Chile" einen Augen 
zeugenbericht über die Vorgeschichte und den 
Verlauf des chilenischen Putsches vorlegt (Poli
tikum-Reihe Bd. 22, J. Fink Verlag Stuttgart, 
54 S., kart., 6,80 DM). Der Verlag sucht diese 
Beobachtungen als „subjektiven Bericht“ herab
zustufen. Doch „subjektiv“ dürften schließlidi 
alle Augenzeugenberichte sein. Und ein eigenes 
unabhängiges Urteil setzt immer eine möglichst 
breite Informationsbasis voraus. Dazu ist dieses 
Büchlein ein wichtiger Beitrag.
■
Noch in Rußland geschrieben und an die Adres
saten abgeschickt wurde ein Brief Alexander 
Solschenizyns, der dann von dem zwangs
exilierten Dichter als politisches Manifest in 
Form eines „Offenen Briefes“ veröffentlicht 
wurde. Der vollständige Text liegt in deutscher 
Übersetzung als Band 178 der „Sammlung 
Luchterhand“ vor (64 S., 3,80 DM). Titel: „Of
fener Brief an die sowjetische Führung“. Fazit: 
Eine sehr umfassende politische Standortbestim
mung, die nicht nur die Grundlage zur positi
ven Veränderung der östlichen, sondern auch 
der westlichen Welt abgeben kann.
■

Seinen Sitz in Brüssel hat das „International 
Committee for the Defense of Human Rights in 
the U.S.S.R.“, das neben Einzelschriften auch 
die Zeitschrift „Human Rights in U.S.S.R.“ 
(englische und französische Ausgabe) herausgibt. 
Das Komitee widmet sich allein der Aufgabe, 
im Westen um Verständnis für die sowjetischen 
Bürgerrechtsbewegung zu werben und über die 
Aktivitäten der sowjetischen Oppositionellen zu 
informieren. Heft 2/3 (1974) der Zeitschrift be
richtet fast ausschließlich über die verschiedenen 
Aspekte der Ausweisung Solschenizyns und 
stellt so eine gute Dokumentation des „Falls 
Solschenizyn“ und der Folgen dar. Die Zeit
schrift kostet im Jahresabonnement bei monat
lichem Erscheinen 300 belgische Francs. Adresse: 
International Committee for the Defense of 
Human Rights in the U.S.S.R., Place Eugene 
Flagey, 28; B-1050 Bruxelles.
■

Dem Thema „Antikommunismus“ widmet die 
Zeitschrift „europäische ideen“ ihr 3. Heft. 
Ausgehend von Thesen Robert Havemanns ent
wickelt sich eine lebhafte und interessante Dis
kussion, bei der jedoch die Linke überwiegend 
unter sich bleibt. Der rechte Flügel endet leider 
schon bei Matthias Waiden und einer wissen
schaftlichen Institution wie dem Schweizerischen 
Ostinstitut. Ein Teil der Beiträge äußert Grund
legendes zu einem längst tabuisierten Thema 
(65 S., Einzelpreis 5 DM). Für Interessierte 
sehr zu empfehlen. Anschrift: Europäische 
Ideen, 1000 Berlin 37, Mühlenstraße 17 b.
■

In „Aus Politik und Zeitgeschichte“, der Bei
lage zur Wochenzeitschrift „Das Parlament“ er
schien am 26. Januar 1974 unter dem Titel 
„Konservatismus -  Sand im Getriebe des Fort
schritts?“ eine sehr informative und empfehlens
werte kommentierende Literaturübersicht. Der 
Autor Hans Günter Hockerts mußte sich nach 
Lage der Dinge meist mit umfangreichen anti
konservativen Pamphleten auseinandersetzen 
und lieferte gleichzeitig einen Beitrag zur Defi
nition des heutigen Konservatismus. Anschrift: 
Das Parlament, 55 Trier, Fleischstraße 61-65.
■

In Nr. 43 boten wir in dieser Rubrik acht ver
schiedene Schriften an. Die Flut der Bestellun
gen übertraf alle unsere auf frühere Erfahrun
gen bezogenen Erwartungen, so daß unsere 
Vorräte nicht ausreichten. Wir sind jedoch be
müht, die Bestände zu ergänzen und bitten die 
Besteller um etwas Geduld.
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HELMUT MATTHIES

Das Gemeindeverständnis der ESG in der Diskussion

Keine kirchliche Institution ist so umstritten wie die Evangelische Studenten
gemeinde (ESG). Dies wurde erst wieder in den letzten Wochen deutlich, als 
der renommierte Hamburger Theologe Prof. Helmut Thielicke in einem Inter
view äußerte, die Studentengemeinden seien „weithin Kristallisationspunkte 
des Extremradikalismus“. Er forderte die Kirchenparlamente auf, „diesem 
Schwindel endlich ein Ende zu bereiten“. Die Studentengemeinden antwor
teten auf Thielickes klare Worte mit einem unbeschreiblichen Wutgeheul. 
Thielicke hatte offensichtlich in ein Wespennest gestochen.

Da die Evangelische Studentengemeinde 
schon durch ihren Namen und Charakter 
als Teil der Kirche vorgibt, Zusammen
schluß evangelischer Studenten an Hoch
schulen zu sein, geht ihre Entwicklung nicht 
nur die Synoden und die Kirchensteuer
zahler etwas an, sondern-gerade auch uns 
Studenten, die wir — soweit evangelisch 
— zumindestens formell zur ESG gehören 
und von ihr ja auch als Mitglieder ange
sprochen werden.
Die ESG war nicht immer so umstritten 
wie heute. Einzelne Studentengemeinden 
entstanden bereits kurz nach dem ersten 
Weltkrieg. Rühmlichstes Kapitel ihrer bis
herigen Geschichte dürfte ihre Haltung im 
Dritten Reich gewesen sein. Nach ihrem 
Zusammenschluß mit den Studentengrup
pen der Bekennenden Kirche w'ar sie ein 
Bollwerk christlichen Glaubens an unseren 
Universitäten. Nach dem Kriege entstand 
aus den Reihen dieser mutigen Studenten 
1946 in Treysa die Evangelische Studen
tengemeinde in Deutschland. Ihre Arbeit 
wird von einer Delegiertenkonferenz ver
antwortet, die aus Vertretern der Studen
tengemeinden, der Studentenpfarrer, der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, der 
zuständigen Landeskirche usw. besteht.
In den ersten Nachkriegsjahren erlebte die 
ESG einen enormen Aufschwung. Bald gab 
es kaum noch eine Hochschule, wo sie nicht 
vertreten war. Für viele Studenten war sie 
Heimat und Gemeinde. Die ESG verstand 
sich von jeher als Glied der Kirche. Sie

besaß aber auch die für eine Hochschul- 
gemeinde nötige ökumenische Offenheit 
und Weite. 1962 heißt es in ihrer Ord
nung: „Die Evangelische Studentengemein
de ist Gemeinde Jesu Christi an den Hoch
schulen. Sie lebt aus der Verkündigung des 
Evangeliums und dem Gebrauch der Sa
kramente. Sie wendet sich nicht nur an 
Glieder einer bestimmten Konfession, son
dern ist offen für Glieder aller christlichen 
Kirchen und für alle, die nach der christ
lichen Botschaft fragen.“ Wichtiges Anlie
gen war ihr die Bedeutung des christlichen 
Glaubens in der Lebenswirklichkeit des 
Studenten. Es ging ihr nie nur um die Theo
rie, sondern gerade auch um die Praxis, 
die aus dem Glauben erwächst. So küm
merte sie sich besonders um die mensch
liche Not am Studienplatz.
Eine Studentengemeinde ist natürlich nicht 
mit einer normalen Kirchengemeinde ver
gleichbar. Sie muß viel offener und der Si
tuation an den Hochschulen angepaßt sein. 
Das bedeutet jedoch nicht, daß sie ihr Pro
prium, wie es im „evangelisch“ ihres Na
mens zum Ausdruck kommt, verleugnen 
oder gar verlieren darf. Dies ist jedoch ge
schehen, als sich Mitte der sechziger Jahre 
Programmatik und Praxis der Evangeli
schen Studentengemeinden langsam, aber 
sichtbar änderten und schließlich zu einer 
völligen Pervertierung des ursprünglichen 
Selbstverständnisses führten. Diese Ent
wicklung fing an mit dem Wunsch nach 
stärkerem sozial- und gesellschaftspoliti

schen Engagement und hat sich seit 1967 
bis zum Aufruf des „Kampfes für den So
zialismus“ (Flugblatt der ESG Hamburg 
vom Januar 1974) fortgesetzt.
Die allgemeine hochschulpolitische Ent
wicklung der vergangenen zehn Jahre hat 
die Studentengemeinden entscheidend ge
prägt. Engagierte sie sich anfangs nur zö
gernd bei der Studentenrevolte, so wurde 
sie an einigen Universitäten bald zur Vor
hut der studentischen Linken. 1968 arbei
teten Studentengemeinden offen mit dem 
„Sozialistischen Deutschen Studentenbund“ 
(SDS) bei Demonstrationen und anderen 
Aktionen zusammen. Der damalige Gene
ralsekretär der ESG, Pfarrer Heinrich 
Constantin Rohrbach, lehnte jede Distan
zierung vom SDS ab und lobte die Ak
tivitäten des Bundes ausdrücklich (Stutt
garter Zeitung vom 31.5. 1968). Bei vielen 
Ausschreitungen gegen die Amerikahäu
ser, das Springer-Verlagshaus in Berlin, ja 
selbst bei Gottesdienststörungen — zuletzt 
beim Silvestergottesdienst 1972 in der Kai- 
ser-Wilhelm-Gedächtniskirche in Berlin 
(WELT vom 3.1.1974) — waren die 
Evangelischen Studentengemeinden maß
geblich beteiligt.
Obwohl sich die ESG oft bis zur Selbst
verleugnung bei den Linksradikalen anbie- 
dertc und weiterhin anbiedert, ist sie stets 
nur eine kleine Gruppe geblieben. Sie 
konnte offenbar ihren „weltlichen“ Genos
sen auch nicht die Bedeutung ihres Chri
stentumverständnisses für den Aufbau des 
Sozialismus klarmachen.
Jedoch sind aber nicht alle Studentenge
nieinden umfunktioniert. Wenn bisher 
pauschal von linksradikalen Evangelischen 
Studentengemeinden die Rede war, so ist 
insofern eine Einschränkung nötig, als es

besonders in einigen kleineren Universi
tätsstädten und in Bayern noch eine Reihe 
intakter Gemeinden gibt, die ihren Auf
trag im Sinne oben genannter Ordnung er
füllen.
Sie bilden allerdings bisher nur eine Aus
nahme. Die Masse der Hochschulgemein
den ist faktisch zu einer „MSG (Marxisti
schen Studentengemeinde)“ avanciert. Se
mesterprogramme und Flugblätter lassen 
an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. 
In ihrer Grundsatzerklärung sahen die 
sechs Evangelischen Studentengemeinden 
Berlins 1972 „den Sinn ihrer gemeinsamen 
Arbeit darin, auf dem Hintergrund einer 
geschichtlich und materialistisch aufzuar
beitenden Theologie die Möglichkeiten Ge
sellschaft verändernder und revolutionie
render Praxis zu reflektieren und diese Pra
xis . . .  mit politischem Engagement in den 
Hochschulen und der Gesellschaft aktiv zu 
betreiben und zu initiieren“. Die Arbeits
kreise der ESG sind dementsprechend aus
gerichtet. Da gibt .es beispielsweise den 
Arbeitskreis Imperialismus, zu dem sich im 
Programmheft die Anmerkung findet: „Der 
Arbeitskreis setzt die Tradition der Kreise 
.Marx und Marxismus für Anfänger4 
fort“. Die ESG der Kirchlichen (!) Hoch
schule Berlin beginnt ihre Visitenkarte mit 
den Worten: „Die ESG ist offen für alle. 
Sie weiß sich jedoch als inmitten einer 
spätkapitalistischen Gesellschaft mit ihren 
mehr oder weniger offenen Klassenkämp
fen stehend“. Für den Berliner Studenten
pfarrer Veerkamp gilt selbst für Bibel und 
Christentum, „daß sie eine Geschichte von 
Klassenkämpfen w'ar und ist. Die Bibel 
verfügt über handfeste Dokumente des 
Klassenkampfes. Das bedeutet durchaus 
eine revolutionäre Potenz.“

Ist der Evangelischen Kirche noch zu helfen?

Der Kölner Studentengemeinde ist der 
„Unterschied zwischen den gesellschaftli
chen Zielen wahrer Christen und wahrer 
Kommunisten . . .  unwesentlich44. Ihre Part
ner werden von ihr offen genannt: „Wir 
halten die chinesischen und nordvietname
sischen Versuche, den Sozialismus zu ver
wirklichen, für die bisher hoffnungsvoll
sten“. (Aus einem Interview mit dem Köl
ner Stadt-Anzeiger vom 29. 6.1973).
Die Hamburger ESG dürfte in ihrer syste
matischen Hetze gegen unseren Staat alle 
und alles übertreffen. Man traut seinen 
Augen nicht, liest man, was sie so von sich 
gibt. So heißt es in einem Flugblatt (Auf
lage: 10 000, Bezahlung vom Kirchenetat) 
zur Durchsuchung des ESG-Hauses im

August letzten Jahres von der Polizei:
..Was das BKA (Bundeskriminalamt, -red.) 
vom Reichssicherheitshauptamt, was die 
MEKs (Mobile Einsatzkommandos, -red.) 
von der SS und die Politische Polizei von 
der Gestapo unterscheiden, ist die moder
nisierte Technologie ihrer Verfolgung: zen
trale Computer, Hubschrauber, Kleinst- 
funkgeräte für jeden Polizisten, Video-Ka
meras und eine wissenschaftlich erforschte 
Isolationsfolter in den Gefängnissen, all das 
gekoppelt mit brutaler Härte, gibt dem heu
tigen SPD-Regime eine präzis funktionie
rende Waffe in die Hand, die es braucht, 
um die sich entfaltende politische Bewe
gung breiter Massen zu unterdrücken.“ Sol
cherlei Märchen würde sich selbst die

,.DDR“-Presse heule nicht mehr leisten. 
Die Räumlichkeiten der ESG sind zum 
Domizil vieler linksradikaler Gruppen ge
worden.
Häufiges Argument der Befürworter dieser 
Studentengemeinden ist, daß die ESG ja 
immerhin ein Christentum der Tat prakti
ziere, was die Kirche ansonsten doch oft 
straflässig versäumt habe.
Doch wie sieht nun dieses Christentum der 
Tat aus? Da führte die Hamburger ESG 
beispielsweise im letzten Jahr eine Blut
spendenaktion zugunsten von Nordvietnam 
und den Vietkong durch. Es ging ihr nicht 
um eine allgemeine Leidmilderung in ganz

S e /b s t  Is t  d er M a n n ?
Hinweis für die Reinigung von 
Schweißer Schutzkleidung 
Dieses ScJjweißerscbutzbekleidungsstück ist 
permanent, schwerentflammbar impräg
niert. Damit die Imprägnierung bei der 
Wäsche nicht leidet, ist zu empfehlen, zu
vor bei Ihrem zuständigen VEB Chemie
handel oder beim VEB Fettchemie in Karl- 
Marx-Stadt die Waschvorschrift zu erfra- 
gen.
VEB Arbeitsschutzkleidung Seifhenners
dorf
Dieser kleine Zettel liegt jedem fabrikneuen 
Schweißeranzug des VEB Arbeitsschutzbeklei- 
dung, Seifhennersdorf, bei.

Vietnam, wie sie Christen überhaupt nur 
angestanden hätte, sondern um eine — 
nach ihren eigenen Worten — politische 
Aktion. Dies wurde noch deutlicher bei 
einer gleichen Aktion Anfang des Jahres 
zusammen mit den Evangelischen Studen
tengemeinden in Kiel, Bremen, Hannover 
und Lübeck, als Blut gespendet wurde zur 
„Hilfe für den Widerstand in Chile“. In 
dazu herausgegebenen Flugblättern trat 
man offen für Gewalt, Revolution und 
kommunistische Herrschaft ein.
Professor Thielicke sprach in seinem kürz- 
Iichen Interview (Deutsche Zeitung vom 
25.1.1974) deutlich den eigentlichen Skan
dal an, daß nämlich die evangelische Kir
che mit horrenden Kirchensteuerbeträgen 
eine Handvoll sogenannter Gemeindeglie
der aushält, die unseren Staat für einen 
kommunistischen Umsturz reif machen 
will. Niemand fördert seine eigenen Geg
ner und die unseres Staates so großzügig 
w ie die evangelische Kirche. So werden bei
spielsweise von der Hamburger Kirche den 
Studentenpfarrämtern der Stadt 584 800 
DM im Haushaltsplan 1973/74 bereitge
stellt. Man fragt sich da, ob solchen evan
gelischen Kirchen noch zu helfen ist.
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Erziehung, Bildung, Wissenschaft in der DDR
v

Das „einheitliche Bildungssystem“ des Sozialismus ist lückenlos-Gerade deswegen beispielhaft für Reformforderungen bei uns?

Das Recht auf Bildung gilt in der DDR als eine Ausformung des 
„Rechtes der Werktätigen auf Mitbestimmung und Mitgestaltung“ 
in Politik, Gesellschaft und Wirtschaft. Der offizielle Kommen
tar lautet: „Sozialistische Bildung ist eine der Wesenszüge des 
sozialistischen Systems. Die Gestaltung des entwickelten ge
sellschaftlichen Systems des Sozialismus verlangt hochgebil
dete, schöpferische Menschen, die aktiv und bewußt an der Pla
nung und Leitung der Gesellschaft in allen ihren Bereichen

teilnehmen ( . . . ) .  Sozialistische Demokratie, die Ausübung der 
Macht der Werktätigen erfordert von jedem Bürger Einsicht in 
die gesellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten und Verständnis für 
die wissenschaftlich-technischen und ökonomischen Prozesse. 
Erst dadurch ist aktives und schöpferisches Mitwirken möglich.“ 
Die Machthaber der DDR erkannten richtig, daß die Bestim
mung von Inhalt und Methoden des Bildungs- und Erziehungs
prozesses eine überaus wichtige Machtposition darstellt. Des

halb richtete man von Anfang an größte Aufmerksamkeit auf das 
Bildungswesen. Hierbei setzte das Regime „alle Kräfte“ dafür 
ein, daß die Jugend neben der wissenschaftlichen Bildung eine 
„klassenmäßige Erziehung“ erhält. Denn: „Zu den wesentlichen 
Anforderungen an die sozialistische Erziehung gehört die Her
ausbildung eines festen sozialistischen Klassenstandpunktes.“ 
Bildung im Selbstverständnis der DDR impliziert so immer eine 
Erziehung durch ideologische Indoktrination.

Anfang dieses Jahres erhielt die DDR ein 
neues Jugendgesetz. Danach soll das Indi
viduum noch autoritärer an den Staat ge
fesselt werden. „Die entwickelte sozialisti
sche Gesellschaft der DDR mitzugestalten 
und in festem Bruderbund mit der Sowjet
union an der allseitigen Integration der so
zialistischen Staatengemeinschaft mitzu
wirken“, das sind gemäß der Präambel die 
„revolutionären Aufgaben“ der heutigen 
Jugend, ihr „grundlegendes Recht und ihre 
grundlegende Pflicht“. Das Gesetz selbst 
bestimmt es als vorrangige Aufgabe bei 
der Gestaltung der sozialistischen Gesell
schaft, „alle jungen Menschen zu Staats
bürgern zu erziehen, die den Ideen des So
zialismus treu ergeben sind, als Patrioten 
und Internationalisten denken und handeln 
und den Sozialismus gegen alle Feinde zu
verlässig schützen“.
Nach diesem Konzept soll die von der SED 
gesteuerte Jugendorganisation FDJ die 
Hauptrolle bei der Erziehung und Bildung 
der Kinder spielen. Die FDJ wird daneben 
eigens angewiesen, „volkswirtschaftliche 
Masseninitativen der werktätigen Jugend 
zur Erfüllung und Übererfüllung der 
Volkswirtschaftspläne auszulösen und zu 
organisieren“. Die „außerunterrichtliche 
Tätigkeit“ und die Gestaltung der Ferien 
sind keineswegs in das Belieben der Ju
gendlichen gestellt, sondern werden von der 
FDJ und von den staatlichen Organen re
glementiert und überwacht. Die örtlichen 
Volksvertretungen, ihre Organe und die 
slaatlichen Leiter, besonders die Schuldi
rektoren, sind nach dem Gesetz „für die 
Vorbereitung und Durchführung der Fe
riengestaltung aller Schüler verantwort
lich“.

Gesellschaft und unter Berücksichtigung 
der sozialen Struktur der Bevölkerung“. 
Die FDJ hat das Recht, über die Zulas
sung zum Studium mitzuentscheiden.
So sind eine vorbildliche staatsbürgerliche 
Haltung und gesellschaftliche Aktivität im 
Sinne der SED, eine positive Einstellung 
zum Regime und deren ständiger Beweis 
auch hier wichtige, sachfremde Auswahl
kriterien. Führungszeugnisse durch Schule, 
Betrieb oder militärische Dienststelle und 
Aufnahmegespräche durch staatliche Aus
wahlkommissionen geben entsprechende 
Auskunft. Wehrdienstverweigerer werden 
an sozialistischen Hochschulen nicht zuge
lassen. Das Ministerium für Hoch- und 
Fachschulwesen arbeitet die Pläne zur 
Nachwuchslenkung aus. Auf ihrer Grund
lage erfolgen Zulassungsbeschränkungen

Straßenarbeiten oder in Betrieben) aufge
wendet werden. Der Durchschnittsstudent 
versucht jedoch, Partei- und FDJ-Ver- 
sammlungen möglichst zu meiden, vormi
litärischen Übungen und anderen Einsät
zen zu entgehen, und er ist recht inaktiv, 
wenn es um studentische Selbstverwaltungs
organe geht. Mit einschneidender Kritik 
halten allerdings die meisten zurück, weil 
sie wie alle Konformisten um ihre Karriere 
bangen. Für die meisten Studenten ist das 
Studium nach vier Jahren mit der Diplom- 
Prüfung beendet. Nur wer hohe wissen
schaftliche Qualifikationen naehweisen 
kann, wird zu einem weiteren Studienjahr 
zugelassen und kann promovieren.
Das Promotionsrecht und die Verleihung 
der Lehrbefähigung sind nicht ausschließ
lich den staatlichen Hochschulen vorbehai-

tei sind von herausragender Bedeutung für 
die Hochschulen der DDR.
Eine Besonderheit des Hochschulwesens der 
DDR stellt das Fernstudium dar, das 
gleichberechtigt neben dem Direkt- und 
Abendstudium steht. Durch diese Art des 
Studiums wurden neue Bevölkerungs
schichten, vor allem die Arbeiterschaft, an 
die Hochschulen herangeführt. Der „Fern
student“ lebt nicht an einem Universitäts
ort, sondern arbeitet im Selbststudium zu 
Hause mit zugesandtem Material.
Seit der 3. Hochschulreform in der DDR 
Ende der sechziger Jahre ist die Hochschul
forschung voll auf Auftragsforschung hin 
zentriert. Auf Vertragsbasis erfolgt die Fi
nanzierung der Universitätsforschungspro
jekte durch die staatliche Wirtschaft. Das 
schafft entsprechende Abhängigkeiten. Die

Ideologie überall
Die kommunistische Ideologie durchdringt 
alle Erziehungsstufen: Im Lesebuch der 1. 
Klasse ist von den Volksarmisten die Rede, 
die „dafür sorgen, daß wir alle in Frieden 
leben können“. Das Geschichtsbuch eines 
höheren Jahrgangs behandelt das „Schei
tern der imperialistischen Politik des kal
ten Krieges“ und die Entwicklung der 
Bundesrepublik zum „Hauptkriegsherd in 
Europa“. Beim Übergang in die gymna
siale Oberstufe schlagen die Schuldirekto
ren dem Kreisschulrat die besten Schüler 
der 10. Klasse zur Aufnahme vor. Ent
scheidend aber sind nicht nur die guten 
Leistungen im Unterricht, sondern der Be
weis der Verbundenheit mit dem soziali
stischen Staat durch einwandfreies Verhal
ten und gesellschaftliche Tätigkeit.
Der möglichst lückenlose SED-Dirigismus 
greift vom Bereich der Schule in den Be
reich des Studiums über. „Das Studium an 
einer Universität ist eine hohe gesellschaft
liche Anerkennung und für jeden Studen
ten eine persönliche Verpflichtung gegen
über der Arbeiterklasse und dem soziali
stischen Staat“, lautet der verschleiernde 
Gesetzesschwulst. Konkret bedeutet dies, 
daß sich in der DDR keineswegs jeder Abi
turient — auch mit erfolgreicher fachlicher 
Eignungsprüfung — immatrikulieren kann. 
Die Zulassung zum Studium erfolgt viel
mehr nach den fachlichen und gesellschaft
lichen Leistungen „in Übereinstimmung 
mit den Bedürfnissen der sozialistischen

und Lenkung der Berufswahl. Freie Be
rufswahl wird ja durch die Verfassung 
nicht garantiert. Die „Berücksichtigung der 
sozialen Struktur der Bevölkerung“ macht 
zusätzlich diskriminierende Entfaltungsbe
schränkungen möglich. Es ist beispielsweise 
bekannt, daß Pfarrerkinder vom Abitur 
abgehalten werden.
1973 kam hinzu, daß zum erstenmal in der 
DDR die Zahl der Bewerber wesentlich 
höher war als die der vorhandenen Stu
dienplätze. Zu jenem bisher praktizierten 
„unechten“ Numerus clausus traten die 
wirklichen Engpässe. Für die Studienfä
cher Geowissenschaften, Psychologie und 
Forstwissenschaft gab es drei Bewerber pro 
Studienplatz, für Tiermedizin vier und für 
Biologie sogar sieben. Da andererseits für 
die Ausbildung als Ingenieur, Berufsschul
lehrer oder Lehrer für Mathematik, Phy
sik und Politechnik mehr Plätze als Be
werber vorhanden waren, gab es viele „Um
gelenkte“. Das sind Bewerber, die zum 
Studium nur dann zugelassen werden, wenn 
sie auf eine Ausbildung in dem von ihnen 
gewünschten Fach verzichten und statt des
sen eine Ausbildung akzeptieren, die „ge
sellschaftlich notwendig“ ist.

Die angebliche Einheit von Bildung und 
klassenmäßiger sozialistischer Erziehung 
schränkt die Möglichkeit der Auswahl der 
Bildungsinhalte vollends ein. Freiheit von 
Forschung und Lehre ist von der Verfas
sung nicht garantiert. Vielmehr wird in der 
DDR die Parteilichkeit der Wissenschaft 
gefordert.

Der Aufbau des sozialistischen Studiums

Der erste Teil des Studiums, das Grund
studium (zwei Jahre), besteht zu etwa einem 
Drittel aus dem obligatorischen Studium 
des Marxismus-Leninismus, der Beschlüsse 
der SED und der KPdSU. Eine reine 
„Technokratenausbildung“ wird abgelehnt. 
Hier z. B. die Gliederung des Studiums 
„.Sozialistische Betriebswirtschaft“.

(Die Prozentzahlen geben den jeweiligen 
Anteil am Stundenvolumen wieder):
I. a) Diamat, Histomat; politische Ökono
mie des Sozialismus und des Kapitalismus; 
wissenschaftlicher Sozialismus, Grundlagen 
der Geschichte der deutschen Arbeiterbe
wegung 19,2 Prozent

b) Marxistisch-Leninistische Staats- und 
Rechtstheorie der DDR; Soziologie und 
Theorie des Marxismus-Leninismus

5,8 Prozent
II. Sozialistische Volkswirtschaftslehre:
Planungssystem, Prognosesystem; Finan
zen und Preise, Außenwirtschaft, Repro
duktion des gesellschaftlichen Arbeitsver
mögens 9.9 Prozent

III. Marxistisch-Leninistische Organisa

tionswissenschaft, Datenverarbeitung, Ky
bernetik 22 Prozent
IV. Betriebswirtschaftliches Studium Re
produktion der Arbeitskraft, Produktion, 
Absatz, Versorgung, Teilsysteme der Pla
nung und Leitung im Betrieb und Kombi
nat, Rechnungsführung. Statistik

16,5 Prozent

V. Sozialistisches Arbeits- und Wirtschafts
recht ~ 3 Prozent

VI. Naturwissenschaftlich - technisches
Grundwissen 8,4 Prozent

Im zweiten Teil des Studiums, dem Fach
studium, kann sich der Student ganz sei
nem Spezialgebiet widmen. Die ideologi
sche Unterweisung ist mit dem Grundstu
dium beendet. Allerdings erwartet man von 
ihm auch weiterhin ein Minimum an „ge
sellschaftlicher Aktivität“: Regelmäßigen 
Besuch von FDJ-Veranstaltungen, von 
Parteiveranstaltungen an der Hochschule 
und sportliche Betätigung. Von den zwei
monatigen Ferien muß ein Teil entweder 
für Praktika oder für „gesellschaftlich nütz
liche“ Tätigkeit (Einsatz bei der Ernte, bei

ten. Auch zentrale Ausbildungseinrichtun
gen der SED und des FDGB (der kom
munistischen Einheitsgewerkschaft) sind 
mit Promotions- und Habilitütionsrechten 
ausgestattet. Dem Zentralkomitee (ZK) der 
SED unterstehen fünf Lehr- und For
schungsstätten mit Hochschulstatus, die als 
„Leitinstitute“ die Lehre und Forschung 
der wichtigsten gesellschaftswissenschaftli
chen Disziplinen an allen Hochschulen der 
DDR anleiten und koordinieren: die Par
teihochschule „Karl Marx“, das Institut 
für Gesellschaftswissenschaften, das Insti
tut für Marxismus-Leninismus, die Aka
demie für Marxistisch-Leninistische Orga
nisationswissenschaft und das Zentralinsti
tut für Sozialistische Wirtschaftsführung, 
alle in Berlin. Diese Einrichtungen der Par-

Zeit des Einzelforschers, der im stillen 
Kämmerlein fern den Gesellschaftsbedin- 
guugen irgendwelche ihn privat interessie
renden Probleme erforsche, sei vorbei, er
läutert man in der DDR. Jetzt ginge es um 
die auf Grund der Bedürfnisprognosen zen
tral geplante, von Kollektiven mehrerer 
Dutzend Wissenschaftler durchgeführte, 
auf ihren Nutzen hin exakt bilanzierbare 
Forschung. Bei aller fachlichen Qualität — 
die Freiheit ist hier ausgeschaltet.
Die Hochschullehrer werden vom Ministe
rium für Hoch- und Fachschulwesen berufen 
und abberufen. Die Rektoren aller Hoch
schulen werden vom Ministerium bestätigt 
bzw. von ihrer Funktion entbunden. Die 
Studienpläne werden vom Ministerium in
haltlich kontrolliert. Der Rektor ist dem

TU CLAUSTHAL

STADT: Entstanden im Mittelalter durch 
die Blütezeit des Blei- und Zinkbergbaus. 
1930 wurde die letzte Zeche im Stadtgebiet 
stillgelegt, jedoch blieben die montanisti
schen Institutionen wie Bergakademie (heu
te Technische Universität), Bergschule, 
Oberbergamt und Bergbauberufsgenossen
schaft erhalten. Nach dem zweiten Welt
krieg entwickelte sich die Stadt zum Kur
ort, sowie zur Hochschul-, Behörden- und 
Garnisonsstadt. 1974 durch Eingemeindun
gen 21 000 Einwohner. Sehenswürdigkei
ten wie Bergbaumuseum und Mineralien
sammlung. Zentrale Lage im Oberharz. 
100 km bis Hannover (25̂  bis BAB Hanno
ver—Kassel), 70 km bis Braunschweig, 55 
km bis Göttingen. Bahnanschluß.

UNIVERSITÄT: Die heutige Technische 
Universität wurde 1775, während der 
größten Prosperität des Flarzer Erzberg
baus als Bergakademie gegründet; zunächst 
nur zur Ausbildung von Dipl.-Berg- und 
Hütteningenieuren. 1920 erhielt die Berg
akademie das Promotionsrecht. Neben den 
Fachrichtungen des Bergbaus, Hüttenwe
sens und der Geowissenschaften wurden 
nach dem zweiten Weltkrieg die Vollstu
dien Chemie, Physik, Mathematik sowie 
das Studium für das Lehramt an höheren 
Schulen dieser drei Fächer eingeführt. Nach 
Einführung des Studiums Maschinenbau

im Jahre 1966 wurde die Bergakademie in 
Technische Universität umbenannt.
Die TU Clausthal beherbergt die größte 
Mineraliensammlung Europas.
Neben den Instituten im Bereich des Haupt
gebäudes (Stadtmitte) ist ein Neubaukom
plex im Südosten der Stadt mit Studenten
wohnheimen entstanden, jedoch sind alle 
Institute sehr günstig zu Fuß untereinan
der zu erreichen.
IM WTS 1973/74 etwa 2300 Studierende, 
davon etwa 25 Prozent Ausländer.

STUDIENBEDINGUNGEN: Bis auf
Chemie (hier werden die Bewerber über 
die Zentralstelle in Dortmund zugelassen) 
gibt es für sämtliche Studienrichtungen 
keine Zulassungsbeschränkungen. Sehr 
günstiges Zahlenverhältnis von Lehrenden 
zu Lernenden, auf einen Hochschullehrer 
kommen 20 Studenten (kein Massenbe
trieb!).

WOHNUNGSSITUATION: 5 Wohnheime 
des Studentenwerks (weitere sind im Bau). 
Daneben Heime der ESG und KSG. Ver
mittlung von Privatzimmern durch Studen
tenwerk und Zeitung.
Die Mieten liegen zwischen 60 DM (Ver
bindungshäuser) und 160 DM (Neubau 
privat). Durchschnitt bei etwa 100 DM. Das 
Zimmerangebot ist in Clausthal-Zellerfeld 
selbst weitgehend erschöpft, so daß ein 
Ausweichen auf Orte in der Umgebung 
nötig wird.

FREIZEITWERT: Einmal im Monat 
Theateraufführung in der Stadthalle (sehr

Minister für Hoch- und Fachschulwesen di
rekt unterstellt und seinerseits gegenüber 
allen Hochschulangehörigen weisungsbe
rechtigt. Die kollegialen Organe der Uni
versität, Konzil, Gesellschaftlicher Rat und 
Wissenschaftlicher Rat können ihm ledig
lich Empfehlungen geben.
Das Konzil ist eine Versammlung von De
legierten aller Gruppen an der Hochschule: 
Wissenschaftler, Studenten, Arbeiter und 
Angestellte. Die Delegierten werden nach 
einem vom Rektor festgelegten Schlüssel 
gewählt.
Der Gesellschaftliche Rat soll in seinen 
Empfehlungen die gesellschaftliche Praxis 
vertreten. Seine Mitglieder gliedern sich 
in Universitätsangehörige und in solche, die 
der Hochschule nicht angehören. Der Rek
tor und die Sekretäre der Hochschullei
tungen von SED, FDJ und FDGB sind 
durch ihre Funktion Mitglieder des Rates. 
Die der Hochschule angehörenden weite
ren Mitglieder werden vom Konzil nach 
einem gemeinsamen Vorschlag von Rek
tor, SED, FDJ und FDGB gewählt. Die 
nicht der Hochschule angehörenden Mit
glieder werden vom Minister berufen. Von 
diesem Wahl- und Berufungsverfahren her 
ist im Konzil volle Konformität sicher.
Der Wissenschaftliche Rat ist Beratungs
organ des Rektors in allen wissenschaft
lichen Fragen. Seine Mitglieder sind Hoch
schullehrer, wissenschaftliche Mitarbeiter 
und Studenten. Das Verhältnis, in dem 
diese Gruppen vertreten sind, ist nicht fest
gelegt. Die Hochschulleitungen von SED. 
FDJ und FDGB entsenden je einen Ver
treter. Die übrigen Mitglieder werden in 
den Sektionsversammlungen (ist gleich 
Fachbereiche) gewählt. Der Rektor be
stimmt die Zahl der von jeder Sektion zu 
wählenden Mitglieder. Die Sektionsdirek
toren schlagen die zu wählenden Wissen
schaftler, die FDJ-Leitungen die zu wäh
lenden Studenten vor. Auch hier läßt der 
Wahlmodus keine wirkliche Auswahl zu. 
Fakultäten und Institute sind in der DDR 
aufgelöst. An ihre Stelle treten die Sek
tionen, was etwa einer Gliederung in Fach
bereiche entspricht. Die Sektion wird von 
einem Direktor sowie Stellvertretern für 
Lehre und Forschung geleitet. Diese Po
sitionen werden wiederum vom Rektor be
setzt.
Das „einheitliche Bildungssystem“ des So
zialismus ist lückenlos. Ist es das, was 
viele Reformer auch bei uns anstreben?
KONSTANZE VON LILIEN-WALDAU

zu empfehlen), Konzerte in der Aula der 
TU; Kinoprogramm unterschiedlich; wenig 
Diskotheken und Studentenkneipen (des
halb geht das Wort: „Clausthals Nachtle
ben findet in Bad Harzburg statt“ — 25 km 
entfernt). Die Sportanlagen der TU umfas
sen: Sportplatz, Sporthalle, Schwimmhalle, 
Tennisplätze, Bootshaus am Okerstausee 
(Rudern und Segeln) und die Skihütte auf 
dem Sonnenberg.

STUDIEN- UND LEBENSHALTUNGS
KOSTEN: Pro Semester sind 55 DM für 
Sozialgebühren und AStA-Beitrag zu zah
len. Mit dem BaFöG-Höchstförderungssatz 
von 420 DM ist nicht mehr auszukommen; 
Mensa: 4 Essen zu 1 DM (Eintopf), 1,40 
DM (Stammessen), 2 DM (Kartenessen) 
und 2,50 DM (Kartenessen). Abfertigung 
relativ schnell.

POLITISCHE SITUATION: Bis zu den 
Studentenratswahlen am Ende des Sommer
semesters setzt sich der AStA aus Soziali
stischem Hochschulbund (SHB), Kommu
nistischem Studentenbund (KSB) und 
Wahlgemeinschaft „Unabhängiger“ Studen
ten (WUS =  U-Boot-Fraktion des SHB) 
zusammen. Sitzverteilung im Studentenrat: 
SHB 7, KSB 3, WUS 2, Deutsche Studenten 
Union/Sozialliberaler Hochschulverband 
(DSU/SLH) 8 Sitze.'(Der RCDS existiert 
erst seit W'S 73/74). Zu den bereits genann
ten Gruppen kommen noch hinzu: MSB 
Spartakus, Jungsozialisten und Liberale.

STUDENTISCHE VEREINIGUNGEN: 
Verbindungen aller Art (Burschenschaf
ten, Landsmannschaften, Corps, CV). Ka
tholische Studentengemeinde (KSG), Evan
gelische Studentengemeinde (mit linksex
tremer Schlagseite) sowie Gemeinschaften 
der ausländischen Studenten.

INFORMATIONEN: ALB Germania, 
3392 Clausthal-Zellerfeld 1, Bauhofstraße 
13; Immatrikulationsamt der TU Claus
thal, 3392 Clausthal-Zellerfeld- 1, Adolf- 
Römer-Str. 2 a.



BRUNO BANDULET

Sterben für Angola?
Die portugiesische Herrschaft im südlichen Afrika ruht nicht auf Bajonetten

Europas letztes und ältestes Kolonialreich steht vor seiner schwersten Krise. Nicht schon 
in diesem Sommer, aber in zwei, drei Jahren vielleicht wird Portugals rot-grüne Flagge in 
Luanda und Lourenco Marques eingeholt werden. Das kühne Seefahrervolk am west
lichsten Zipfel Europas ist — nach einem halben Jahrtausend Herrschaft in Übersee — 
der afrikanischen Bürde müde geworden. Gegen die öffentliche Meinung des Westens und 
die Waffen des Ostblocks in den Händen schwarzer Gucrilleros sind Angola und Mozam
bique nur schwer zu halten. Dies jedenfalls glaubt die Mehrheit der neun Millionen Por
tugiesen im Mutterland, seit die April-Unruhen den General Spinola an die Macht ge
bracht haben.

Hat die gerechte Sache, hat das Selbstbe-' 
stimmungsrecht gesiegt? Wird es jetzt Frie
den in Afrika? Darf sich der Westen über 
die Niederlage einer europäischen Nation 
freuen?
So einfach liegen die Dinge nicht — weder 
moralisch noch machtpolitisch. Ich habe 
Angola und Mozambique in diesem Früh
jahr fünf Wochen lang bereist und dort 
keine Bestätigung für die gängigen Simpli
fizierungen gefunden. Es ist nicht so, daß 
die portugiesische Präsenz in Afrika ohne 
jedes historische Recht und ohne Legitimi
tät wäre.
Keine Industrienation gibt einen auch nur 
annähernd so hohen Anteil ihres Sozialpro
dukts für die Entwicklungshilfe aus wie 
Portugal. Und in keinem Land der Dritten 
Welt wird Entwicklungshilfe so erfolgreich, 
psychologisch so einfühlsam, mit so großer 
Erfahrung betrieben wie in Angola und 
Mozambique. Und in keinem Staat Afri
kas leben Afrikaner und Europäer harmo
nischer zusammen als in portugiesischen 
Besitzungen. Dort ist weder der schwarze 
noch der weiße Rassismus zur Staatsdoktrin 
erhoben.
Es ist nicht wahr, daß die portugiesische 
Herrschaft auf Bajonetten ruht. In über 
neunzig Prozent des angolanischen Territo
riums lebt man sicherer als in mancher 
europäischen Großstadt. Und in den Lan
desteilen, wo die Guerillaorganisationen 
aktiv sind, verläuft die Trennungslinie 
nicht etwa zwischen Schwarz und Weiß. 
Über die Hälfte der 150 000 Regierungs
soldaten in Angola, Mozambique und 
Guinea-Bissau sind Afrikaner — die aus
schließlich schwarzen Milizen nicht einge
rechnet.
Als idi im April durch das Guerillagebiet 
bei Carmona in Nordangola fuhr, wurde 
eine Gruppe schwarzer Landarbeiter, die 
abends von der Arbeit nach Hause fuhren, 
von Terroristen überfallen und mit der

Machete zerstückelt. Ich bin stundenlang 
durch den Dschungel von Cabinda gefah
ren, die Dörfer waren alle von den Por
tugiesen bewaffnet worden, und der einzige 
Weiße weit und breit war der portugiesi
sche Bataillonskommandeur, der mich mit 
seinem Jeep chauffierte. Er trug keine 
Waffen, und er fühlte sich sicher, wohin er 
auch ging. So sieht Herrschaft durch Un
terdrückung nicht aus.
Selbst in Mozambique, wo die militärische 
Lage weit ungünstiger als in Angola ist und 
wo die Frelimo auf Sympathien bei den 
Grenzstämmen rechnen kann, haben die 
Portugiesen die Mehrheit der afrikanischen 
Bevölkerung auf ihrer Seite. Zum Beispiel 
hat die Frelimo im Stammesgebiet der Ma- 
cuas und Lomues — sie machen über die 
Hälfte der acht Millionen afrikanischen Ein
wohner von Mozambique aus — nicht Fuß 
fassen können. Bevor die Portugiesen ins 
Land kamen, waren die Macuas Sklaven 
der Makonde. Die Makonde stellen heute 
den Kern der Frelimo, und so haben die 
Macuas von einem Sieg der Frelimo wenig 
zu erhoffen.
Wer sich mit Propagandaklischees nicht zu
frieden gibt, der muß auch die politischen 
Folgen eines portugiesischen Rückzuges ab
zuwägen versuchen.
Mit Sicherheit würde das labile Gleich
gewicht zwischen weiß- und schwarzafrika
nischen Staaten beiderseits des Sambesi 
zerstört. Die 650 000 weißen Siedler in An
gola und Mozambique werden sich nicht 
willenlos in das Schicksal der Vertreibung 
fügen. Sie werden um ihre Heimat kämp
fen. Und sie rechnen dabei auf die Hilfe 
Rhodesiens und Südafrikas. Denn wenn 
Angola und Mozambique fallen — so be
sagt die afrikanische Domino-Theorie —, 
dann ist Rhodesien nicht zu halten, und 
wenn Rhodesien verlorengeht, hat Süd
afrika den Guerillakrieg *im eigenen Land 
— Südafrika mit seinen reichen, für den

Ihr erster  Zug.M it uns.
Wer nach dem Examen in der modernen 
Berufswelt seine Chance ergreifen will, 
braucht Übersicht. Unsere Information 
macht Ihnen den differenzierten Arbeits
markt transparent. Berufserfahrene Fach
leute bieten Ihnen individuelle Entschei
dungshilfen. Wir wollen eine optimale 
Übereinstimmung zwischen Ihren Wün
schen und den Möglichkeiten des Arbeits
marktes. Deshalb schaffen wir Kontakte, 
sprechen Arbeitgeber an, unmittelbar und 
über Veröffentlichungen in unserem Be
werberanzeiger „Markt +  Chance“ . Sie 
finden bei uns ein vielfältiges Stellenange
bot.

immer gut beraten m
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Westen unverzichtbaren Rohstoffreserven, 
mit seiner strategisch beherrschenden Lage 
zwischen Indischem und Atlantischem 
Ozean.

Bisher waren die Kampfhandlungen in por
tugiesisch Afrika beschränkt, die Kosten 
überschaubar, die Verluste vergleichsweise, 
klein: Der Krieg kostete Lissabon etwa 
800 Millionen Mark im Jahr. In 13 Jahren 
fielen etwa 6000 Soldaten. Die Zahl der 
Gefallenen ging in Angola seit 1968 stän
dig zurück. Im vergangenen Jahr waren 
es 81.

Jetzt aber scheint die Eskalation vom Gue
rillakrieg zum konventionellen Konflikt 
vorgezeiehnet: Nach einem Abzug Lissa
bons ist damit zu rechnen, daß sich die wei
ßen Siedler nach dem Beispiel Rhodesiens 
für unabhängig erklären. Da aber ein lang 
hingezogencr Guerillakrieg ihre Kräfte 
überfordert, werden sie mit der Hilfe Süd
afrikas und Rhodesiens einen Vernich
tungsschlag gegen dicGuerillabasen in Tan
sania und Sambia führen wollen. Weil dies 
aber sogleich die Sowjetunion und die 
Volksrepublik China auf den Plan rufen 
würde, sähen sich auch die USA gezwun-

Jubelnde portugiesische Soldaten -  wei lange noch?

gen, sich wie zuvor in Vietnam und im Na
hen Osten politisch oder militärisch zu 
engagieren — falls sie den afrikanischen 
Kontrolle geraten lassen wollen. Immer 
engagieren — falls sie den afrikanischen 
Subkontinent nicht unter kommunistische 
dann, wenn Machtpositionen geschwächt 
werden, wenn Gleichgewichtszustände ins 
Wanken geraten, entstehen neue Krisen
zentren der Weltpolitik.

Die Vereinfacher, die im Westen am Werk 
sind, haben sich zu früh gefreut. Mit einem 
portugiesischen Rückzug allein ist nichts

gelöst, nichts gewonnen. Der Guerillakrieg 
wäre nicht zu Ende, er würde sich erst rich
tig ausweiten. Nicht eine neue Friedens- 
Ordnung wäre geschaffen, sondern ein Va
kuum, in das sogleich andere Kräfte ein
strömen würden.

Die Geschichte geht oft seltsame Wege. 
Als die Franzosen 1954 unter dem Beifall 
der Weltöffentlichkeit aus Indochina ab
zogen, schien ein Krieg zu Ende. Niemand 
ahnte, daß dies nur der Auftakt zu einem 
größeren, verlustreicheren Krieg sein wür
de. Wiederholt sich Vietnam in Afrika?

Eine Alternative zur antiquierten Unken
Herders TB-Reihe „Gelbe Serie“ mit Themen zur aktuellen politischen Diskussion

Es ist schwierig, einen einmal erworbenen 
Ruf wieder loszuwerden. Das zeigt sich 
besonders deutlich am Freiburger Groß
verlagshaus Herder, das noch immer unter 
den Spätwirkungen des Kulturkampfes zu 
leiden hat und unter vielen Angehörigen 
des laizistischen gebildeten Mittelstandes 
seit je als ein Hort des ultramontanen 
Klerikalismus gilt. Dieser Ruf mag einst 
nicht ohne entsprechenden Anlaß erworben 
worden sein, aber im Jahre 1974 ist es 
einfach grotesk, in diesem Fall die Mei
nung der liberalen Vorfahren vom Ende 
des letzten Jahrhunderts ungeprüft zu über
nehmen. Auf diese Weise bringt man sich 
nämlich um die Bekanntschaft mit einem 
der interessantesten deutschsprachigen Ver- 
lagsprogramme, zu dem auch die bemer
kenswerte Taschenbuchreihe der „Herder
bücherei“ gehört, die allein schon einen 
Streifzug wert ist.
Als die APO an Bedeutung gewann, grün
dete der Rowohlt-Taschenbuchverlag £ine 
eigene Reihe für politische Pamphlete, die 
als „rororo-aktuell“ auch heute noch leid
lich floriert. Die anderen großen Taschen
buchverlage versuchten es bald darauf mit 
ähnlichen Reihen, die jedoch fast alle rela
tiv unbeachtet blieben, läßt man einmal 
den pamphletistischen Gesamtcharakter 
einiger Taschenbuchreihen außer Betracht. 
Erst relativ spät, dafür aber mit um so 
größerem Erfolg, reihte sich die Herder
bücherei mit ihrer „Gelben Serie“ in die 
Tendenz ein, zeitbezogene politische Dis
kussionsbeiträge in Taschenbuchform zu 
verlegen. Dabei darf allerdings nicht über
sehen werden, daß die Gegenüberstellung 
von „rororo-aktuell“ und der „Gelben Se
rie“ nicht ganz glücklich ist. Denn man 
täte der „Gelben Serie“ Unrecht, wenn 
man nun von ihr erwartete, daß sie nur 
eine Art „rororo-aktuell“ unter umgekehr
ten (rechten statt linken) Vorzeichen sein 
will. Die „Gelbe Reihe“ bietet zwar be
wußt ein Kontrastprogramm, das jedoch 
gerade darin besteht, keine schlampig zu
sammengetragenen Streitschriften zu Tages
fragen von mehr oder minder großer Be
deutung zu veröffentlichen. Im übrigen 
dürfte es einige Mühe bereiten, das Pro
gramm der „Gelben Reihe“ wie der Her
derbücherei auf ein einfaches politisches 
Schema festzulegen. Es „rechts“ zu nennen, 
hieße, mit diesem politischen Etikett sehr 
fahrlässig umzugehen.
Entsprechend den Prioritäten der letzten 
Jahre befassen sich einige Bände der „Gel
ben Reihe“ mit Problemen der Bildungs
politik. Hans Bauer, Studiendirektor in 
Mainz, schrieb den Band „Das Ende des 
deutschen Gymnasiums“ (Herderbücherei 
Nr. 440, 143 Seiten, 3,90 DM), in dem 
mit der nötigen Klarheit und mit erfri
schender Deutlichkeit mit den „Ungereimt
heiten der bundesdeutschen Bildungspoli
tik“ abgerechnet wird. Bauer zieht mit 
praktischem Sachverstand die einzig mög
lichen Schlußfolgerungen aus der augen
blicklich total verfahrenen Situation. Doch 
weil derartiges für diejenigen, die liebge
wordene Wunschträume aufgeben müssen, 
immer mit Schmerzen verbunden ist, wur
de Bauers Buch auch gleich von führenden 
linksliberalen Presseorganen auf den Index 
der Bücher gesetzt, die für progressive 
Menschen unzumutbar sind. Doch das ist

in Wirklichkeit die beste aller möglichen 
Empfehlungen, die auch Ludwig Kroeber- 
Keneth (Zuviel Akademiker?) zuteil wurde, 
der aus der Sicht eines Nonkonformisten 
und Praktikers wohl die einzigen Vorschlä
ge zur Hochschulreform machte, die die 
alten und neuen Probleme in angemesse
ner Zeit bewältigen kann, die von der viel
beredeten Hochschulpolitik der letzten Jah
re nicht bewältigt bzw. erst neu geschaffen 
wurden (Nr. 448, 141 Seiten, 3,90 DM). 
Einen gewichtigen Beitrag zur eben erst 
zwischen den politischen Fronten entbrann
ten Auseinandersetzung um die bisher völ
lig vernachlässigte berufliche Bildung lie
fert Theodor Dams (Berufliche Bildung 
— Reform in der Sackgasse), der hervor
ragend die Tendenz der „Gelben Serie“ 
vertritt, sachliche Lösungsvorschläge jen
seits der herkömmlichen, parteipolitisch 
fixierten Strickmuster (gegenseitige Ver
dammung der Vorschläge als Revolution 
oder Reaktion) anzubieten (Nr. 473, 176 
Seiten, 4,90 DM). Eine gelungene Krönung 
des bildungspolitischen Programmteils der 
Herderbücherei bildet schließlich der Band 
„Hochschulreform und Gegenaufklärung“ 
von Hermann Lübbe (Nr. 418, 160 Seiten,
4.90 DM), dessen sehr konzentrierte Über
legungen eine wichtige Argumentationshilfe 
in Fragen der Hochschul- und Bildungs
politik liefern.
Der Freiburger Politologe Wilhelm Hennis 
war einer der ersten, der die ganze Trag
weite des wieder einmal neu in die politi
sche Auseinandersetzung eingeführten Be
griffs „Demokratisierung“ erkannte. Seine 
in diesem Zusammenhang angestellten Ana
lysen dieses wirksamen politischen Schlag
worts liegen gesammelt vor (Die mißver
standene Demokratie); eine unschätzbare 
Erleichterung für den, der einsieht, daß 
eine eingehende Auseinandersetzung mit 
der Problematik der Begriffs „Demokrati
sierung“ eine politische Lebensnotwendig
keit ist (Nr. 460, 176 Seiten, 4,90 DM).
Wer keinen Wert darauf legt, bei Diskus
sionen mit politischen Gegnern einen hilf
losen Eindruck zu machen, wird für das 
von Walter Eberle und Winfried Schlaffke 
verfaßte Nachschlagewerk „Gesellschafts
kritik von A bis Z“ (Nr. 450, 192 Seiten,
4.90 DM) dankbar sein, das die wesent
lichen systemkritischen Schlagworte ebenso 
enthält wie die Widerlegung der dafür vor
gebrachten Argumente. Und das alles in 
mustergültiger Übersichtlichkeit. 
Unentbehrlich für das Verständnis der Ge
genwart sind die beiden Sonderdrucke aus 
der vergleichenden Enzyklopädie „Sowjet
system und Demokratische Gesellschaft“, 
die in der „Gelben Serie“ vorliegen: C. D. 
Kernig (Hrsg.), Person und Revolution: 
Marx-Lenin-Mao (Nr. 425. 172 Seiten,
3.90 DM) und Theodor Schieder (Hrsg.), 
Revolution und Gesellschaft (Nr. 462, 190 
Seiten, 4,90 DM). Darstellung und Analyse 
der verschiedenen Lehrsysteme bzw. des 
Revolutionsbegriffes lassen beide Bände 
konkurrenzlos erscheinen.
Anregend und glanzvoll ist der gewichtige 
Band „Die Macht der Dummheit“ von 
Eugen Gürster (Nr. 482, 284 Seiten, 5,90 
DM).
Der bedeutendste Autor der Herderbüche
rei ist ganz zweifellos der Mainzer Sozio
loge Helmut Schoeck, seit jeher ein enga-

sche

gierter Nonkonformist, auf dessen Schreib
weise zum Glück die Charakterisierung 
„Soziologendeutsch“ nicht anwendbar ist. 
Bereits eingangs wurde angedeutet, daß 
die „Gelbe Serie“ der Herderbücherei sorg
fältig geschriebene und geistig gewichtige, 
doch lesbare Bände umfaßt. Diese Fest
stellung gilt für alle Bände dieser Reihe, 
sie würde jedoch als Urteil bereits gerecht
fertigt sein, beschränkte sich das Verdienst 
der „Gelben Serie" allein darauf, Helmut 
Schoecks „Der Neid und die Gesellschaft“ 
als Taschenbuch publiziert zu haben (Nr. 
395, 318 Seiten, 7,90 DM). Dieses grund
legende Buch zur Gesellschaftstheorie ist 
noch immer, acht Jahre nach der Erstver
öffentlichung, ein geradezu revolutionärer 
Beitrag zum Denken der Gegenwart. Nach
dem inzwischen viele der kurzlebigen Idole 
der letzten acht Jahre am Ende ihrer Wirk
samkeit angelangt sind, darf man zuver
sichtlich sein, daß eine der wesentlichen 
Veröffentlichungen der Nachkriegszeit nun 
auch Leser außerhalb des Kreises der bis
her Eingeweihten finden kann.

Von Helmut Schoeck erschienen ferner 15 
aktuelle und zeitlose Essays unter dem Ti-
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tel „Die Lust am schlechten Gewissen“
(Nr. 464, 160 Seiten, 3.90 DM) sowie so
eben eine „Geschichte der Soziologie“ (Nr. 
475, 381 Seiten, 8,90 DM), ein nützliches 
Kompendium für alle Interessierten 
(außerhalb der „Gelben Serie“).

Nicht in der „Gelben Serie“, ihr aber in 
der Grundhaltung zugehörig liegen noch 
drei Bände der Herderbücherei vor, die 
sich jenseits materialistischer Prämissen 
und der Lösungsvorschläge eines techno
kratischen Pragmatismus mit dem akuten 
Problem der Innen- und Umweltverschmut
zung (auch der geistigen Umweltverschmut
zung) befassen. Um diese Bände zu emp
fehlen, genügte allein schon die Nennung 
der Autorennamen: Christa Meves, Mani
pulierte Maßlosigkeit (Nr. 401, 140 Seiten,
3.90 DM): Joachim Illies, Für eine Men
schenwürdige Zukunft (Nr. 432,124 Seiten,
3.90 DM) und vom selben Autor „Umwelt 
und Innenwelt“ (Nr. 487, 125 Seiten, 3,90 
DM).

Seit die Herderbücherei 1971 ihr Programm 
straffte und die äußere Gestalt ihrer Bände 
angenehm modernisierte, hat sich der Ta
schenbuchumsatz des Hauses Herder ver
dreifacht. Diese Tendenz und die hier ge
schilderten Grundzüge der Herderbücherei 
genügen für die Annahme, daß die Tage 
des zu Beginn geschilderten Vorurteils ge
zählt sind. D. P.



WERNER WOLF

Neue Prioritäten 
in der Politik
Die ökologische Krise bedarf der Zusammenarbeit aller

„Lebensqualität“ ist das Schlagwort dieser Jahre für neue Prioritäten in der 
Politik. Dabei ist der Streit müßig, wer diesen Begriff aufgebracht und richti
ger- oder fälschlicherweise gebraucht hat. Was zählt, ist die in der Luft 
liegende neue Dimension politischer Notwendigkeiten.
Es ist dies die einfache Einsicht, daß die Eroberung der Welt durch den Men
schen in Zukunft planmäßiger und rationeller als bisher vor sich gehen muß, 
andernfalls der Lebensstandard des einzelnen Menschen und der Menschheit 
insgesamt auf dem Spiel steht.

Lebens-
a a litä l*
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Insofern ist „Lebensqualität“ zunächst eine 
Dimension der Abwehr, der Furcht. Ab
gewehrt werden Mißstände, die die indu
strielle Revolution unabhängig von poli
tischen Ordnungsformen mit sich gebracht 
hat: Umweltverschmutzung, Priorität des 
materiellen Gewinns, Hetze im täglichen 
Leben, übergangslose Trennung zwischen 
Arbeits- und Privatwelt, Verhaustierung 
des Menschen in Wohnsilos, Verbürokrati- 
sierung des täglichen Lebens usw. Die Ad
dition all dieser Dinge — Übervölkerung, 
Energiemangel, psychische Vereinsamung 
— bedroht die Existenz der Menschheit 
insgesamt.
Die Forderung nach „Lebensqualität“ ist 
daher eine Flucht nach vorne, ausgelöst 
von konservativen Gefühlen. Viele Men
schen. die heute im Ballungsgebiet bei ma
teriellem Wohlstand im Grund menschen
unwürdig arbeiten und wohnen, sehnen 
sich im stillen nach einem „ins Morgen
licht getauchten Bauernhof, an Wald, Wiese 
und Bach“. Allerdings ist diese Sehnsucht 
eine Art sinnlicher Schnappschuß ohne 
Dauerwert, das angenehme Gefühl einer 
Stunde auf der Veranda oder einer Sekun
de Wasserschöpfens am Quell. Denn dieser 
imaginäre Bauernhof müßte nach dem Wil
len dieser Sehnsüchtigen zumindest voll
automatisch funktionieren, um dem ver
städterten Menschen auf Dauer Wohlgefal
len abzulocken.
Alles Streben nach neuerlichem „vorindu
striellem Glück“ — für Kleinstgruppen 
wie Hippies vielleicht erreichbar —, ist da
her für die Bevölkerung insgesamt gegen
standslos. Aufgabe der Politik ist es, das 
Leben in der industriellen Welt hier und 
heute besser als bisher dem Menschen an
zupassen. Dazu ist vordergründig die 
Durchsetzung neuer Technologien notwen
dig. Denn es gibt zumindest in der west
lichen Welt kaum unlösbare technologische 
Probleme. Unlösbar allerdings ist z. Z. die 
Frage des Überwindens lieb gewordener 
Gewohnheiten. Die notwendige Umstruk
turierung der Wirtschaft und des öffentli
chen Ausgabenwesens auf die neuen Be
dürfnisse hätte sicherlich enorme Umstel
lungsschwierigkeiten und Umstellungskri
sen zur Folge. Zur Zeit ist keine unserer 
Parteien bereit, hierzu außer Sonntagsre
den etwas auf den Tisch zu legen. Im Ge
genteil wird versucht, der Krisenerschei

nungen durch Investitionen in den her
kömmlichen Bereichen gerecht zu werden. 
Gerade diese Investitionen aber werden in 
absehbarer Zukunft die gesamte ökologi
sche Krise verstärken. Es besteht kein Zwei
fel mehr, daß die beiden Faktoren Energie
verschwendung und Umweltbelastung zum 
Ende der jetzigen Epoche der Menschheit 
führen können, falls es nicht gelingt, recht
zeitig und richtig gegenzusteuern.
Wenn genügend Geld, anderen Bereichen 
abgezwackt, in entsprechende Forschung 
und Durchführung gesteckt und die ent
sprechenden Gesetze erlassen würden, wä
ren folgende politische Aufgaben mittel
fristig durchsetzbar: Ablösung bisheriger 
Produktionsweisen durch umweltfreund
liche und energiesparende, vollständige 
Überwachung und weitgehende Weiterver
wendung des Müll- und Abwässeranfalls, 
rohstoffsparende bzw. sogar außerrohstoff
liche Energiegewinnung, Zusammenlegung 
von Arbeits- und Wohnstätten wenigstens 
bei neuen Projekten, Bau neuer, menschen-

Die Steuerreform wurde in der Euphorie
phase der ersten Zeit der sozialliberalen 
Koalition vom damaligen Finanzminister 
Alex Möller als Jahrhundertwerk geprie
sen. Dem zweiten Finanzminister dieser 
Linkskoalition, Superminister Karl Schil
ler, trabte die Steuerreform wegen der 
wachsenden Inflation davon. Der dritte Fi
nanzminister, Helmut Schmidt, unter dem 
die Inflation inzwischen in den Galopp ge
fallen war, schnürte das Steuerreformpaket 
auf und ließ einige Reförmchen herauspur
zeln. Hans Apel, nunmehr der vierte 
Finanzminister innerhalb von fünf Jahren, 
wird keine andere Wahl mehr haben als 
einzugestehen, daß die sogenannte Steuer
reform nichts anderes darstellt als Steuer
erhöhungen.
Zu welchen Bonmots es die Bonner Steuer
reformer gebracht haben, zeigt die „Re
form“ der Leuchtmittelsteuer. Anstatt die
se Bagatellsteuer mit einem Jahresaufkom
men von 115 Millionen DM (1973), das

Sozial-liberales Design

freundlicher Städte, Verdünnung der Bal
lungsgebiete, leistungsfähige Nahschnell
verkehrsbahnen, Elektro-Auto, saubere
Flüsse und was ähnliche Kleinigkeiten (im 
Vergleich zu den technologischen, nicht im 
Vergleich zu den finanziellen Möglichkei
ten) mehr sind.
Sieht man sich diese beispielhafte Liste an, 
so wird einem sofort klar: Die Bewälti
gung dieser Aufgaben erfordert eine Zu
sammenarbeit von Politik und Wirtschaft, 
wie sie bisher unbekannt ist. Die öffentliche 
Hand ist ohne volle inhaltliche Mitarbeit 
der Wirtschaft hierzu nicht in der Lage. 
Andererseits scheidet jegliche Form der 
zentralen Planwirtschaft oder der syndika
listischen Wirtschaftsorganisation als un
geeignet aus. Die Zukunft erfordert von 
der Wirtschaft höchste Produktivität, höch
ste Wandlungsbereitschaft und höchste 
Kreativität, was insgesamt durch alle Be
reiche durchgehend nur eine marktwirt

heißt 0,05 Prozent vom Gesamtsteuerauf
kommen, abzuschaffen, wird sie „refor
miert“. Eine Steuer zu „reformieren“ heißt 
nach Sprachgebrauch der Regierung, sie er
stens zu erhöhen, zweitens sie sozial aus
zurichten, sie also mit einem Progressions
steuersatz zu versehen. Dieses Prinzip muß 
natürlich am Beispiel von Glühbirnen seine 
Blüten treiben.

1909 war den Steuerpolitikern zum ersten
mal ein Licht aufgegangen. Als das Reich 
im Gaslicht erstrahlte, wurden Luxusbür
ger, die sich Glühbirnen und damit moder
ne Elektrizität leisten konnten, per Leucht
mittelsteuer geschröpft. Jedesmal, wenn 
Edisons Erfindung über den Ladentisch 
den Besitzer wechselte, kassierte der Fiskus 
mit. Je Glühbirne war ein bestimmter Pfen
nigbetrag zu entrichten.

Vierzehn Jahre später, mitten in der 1923er 
Inflation, hängte sich der Fiskus an den 
Inflationszug an. Die frühere Stüdesteuer
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schaftliche Ordnung leisten kann. Natürlich 
wird die neue Richtung der industriellen 
Produktion vom Staat initiiert werden müs
sen. Der Staat muß klare öffentliche Pro
gramme ausarbeiten, eindeutige Prioritäten 
setzen. Seine künftige Strukturpolitik darf 
nicht mit der Gießkanne einhergehen, 
sondern muß durch Einsatz öffentlicher 
Mittel schmerzlidie Prozesse der Umorien
tierung der Produktionskraft durchsetzen. 
Vor aflem aber ist politische Glaubwürdig
keit vonnöten. Der Staat, die Politik muß 
das Volk insgesamt und die Industriebosse 
ganz besonders von der Notwendigkeit und 
der Rentabilität (!) dieser neuen Zielset
zung „Qualität des Lebens“ überzeugen. 
Diese Überzeugungskraft kann in unserem 
System nicht von antimarktwirtschaftlichen 
Sozialisten aufgebracht werden. Die Pro
bleme unserer Zeit müssen mit der Indu
strie, nicht gegen sie gelöst werdep, wobei 
nichts darüber gesagt wird, an wie' langem

wurde in eine Wertsteuer umgewandelt. 
Damit kletterte das Steueraufkommen auf
grund der steigenden Preise.

Nun sollte man meinen, die anachronisti
sche Leuchtmittelsteuer würde unter links
liberalen Steuerdenkem ein Ende finden. 
Geschweige, sie wird reformiert. Bonns Pa
role: Zurück zur 1909er Stücksteuer. Re
formen drehen sich eben manchmal im 
Kreise.

Der sozialen Gerechtigkeit willen findet der 
Progressionssteuersatz nunmehr auch Ein
zug bei der Leuchtmittelsteuer. Eine 100- 
Watt-Birne soll mit 13 Pfennig Steuer, eine 
200-Watt-Birne aber nicht mit dem doppel
ten Betrag belegt werden — wo bliebe da 
die soziale Gerechtigkeit? Wer sich eine 
200-Watt-Birne leisten kann, zählt zu den 
Reichen und hat 30 Pfennig zu entrichten. 
Merke: Reich ist, wer sich statt zwei 100- 
Watt-Bimen eine 200-Watt-Birne kauft.

GS

oder kurzem Zügel die Industrie zu führen
ist.
Wenn der Staat solch klare Prioritäten 
setzt, wird es möglich sein, für die Wirt
schaft neue Tätigkeitsbereiche zu erschlie
ßen. Wissenschaftler, Techniker, Manager, 
die heute noch in ganz anderen Bereichen 
arbeiten, werden, wenn ihnen hier genü
gend Arbeit geboten wird, bereit sein, ihre 
Kreativität für Stadtplanung, Verkehrspla
nung, Umweltschutz, Durchsetzung um
weit- und energiefreundlichcr Technologien 
usw. einzusetzen. Wenn der Staat entspre
chende Aufträge vergibt, wird sich die 
Großindustrie ohne weiteres auf diese 
neuen Bedürfnisse entstellen. Stattdessen 
erweitert der Staat in diesen Jahren das 
Heer seiner weit weniger produktiven An
gestellten und Beamten in einer Weise, 
daß für Investitionen immer weniger Raum 
bleibt. Auch ohne Erhöhung könnten die 
Steuern wesentlich produktiver eingesetzt 
werden. Dem westlichen Staat, dem als 
erstem der Aufbau dieses neuen Produk
tionszweiges ...Sozialtechnik“ gelingt, er
wachsen schließlich ungeahnte Exportchan
cen.
Warum aber gibt es in der westlichen Welt 
hierfür kaum Ansätze, wenn man von der 
für den einzelnen Menschen z. Zt. jeden
falls unnützen Weltraumfahrt in Amerika 
absieht? Die Antwort ist: Der westliche 
Staat ist so schwach geworden, daß er 
Prioritäten in großem Umfange nicht mehr 
ohne Einverständnis der mächtigsten Inter
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essengruppen setzen kann. Der Staat pro
duziert nicht mehr die neuen großen poli
tischen Ideen. Die Gruppen- und Interes
sendemokratie hat den Staatsmann und die 
Zukunftsplanung an die Kette kleinlichen 
Taktierens gelegt. Der Ruf nach einer 
neuen Qualität der Politik wäre daher der 
erste Schritt zu einer neuen Qualität des 
Lebens. Weil aber einzelne Gruppen in un
serer Gesellschaft zu Lasten des Staates 
immer stärker werden, wird das Durchset
zen des Allgemeininteresses immer müh
samer werden. Die Zukunft der westlichen 
Demokratie hängt auch von der Überwin
dung dieser Entwicklung ab. Die öffentliche 
Meinung darf den Staat nicht als angeneh
me Clearing-Stelle der Teilinteressen ver
stehen, sondern als planende Kraft, die die 
einzelnen Interessen auf künftige Notwen
digkeiten zuschneidet.

Steuerreform a lä Bonn
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Selbstkritik
Frankfurt a. M. Fritz J. Raddatz, einer der 
Erzväter der Neuen Linken, der ehemals 
beim Rowohlt-Verlag für die Koordinie
rung von Revolution und Verlagsgeschäft 
verantwortlich gewesen war, schlug sich in 
einer Rezension von Solschenizyns „Offe
nem Brief an die sowjetische Führung“ 
(FAZ vom 4. Mai 1974) mit leichter Reue 
an die Brust: „Kleinlaut und geradezu ver
zagt: mir scheint, ein solcher Protestruf hat 
Anlaß zu sein, eigene Positionen zu über
prüfen. Zu fragen ist, ob Intoleranz und die 
Versuchung, Menschen zu verbiegen, ihnen 
ihre Glücksverheißung vorzuschreiben, tat
sächlich bloße „Pannen“ in der Geschichte 
des Sozialismus oder ob es ingrediente Be
standteile eines Kategoriensystems sind. 
Solschenizyns großer Aufruf aber gegen die 
Lüge birgt jene Humanitas, die wohl kaum 
ein Autor der Gegenwart so exemplarisch 
formuliert, ja lebt. Man fragt sich, ob man 
es sich nicht selber zu leicht macht, oft: 
Protest gegen die Haftisolation von Ulrike 
Meinhof: Aber möglich im tieferen
Sinne ist das, bezieht sein Recht und seine 
Glaubwürdigkeit nur, wenn die Augen 
nicht vor dem Krebs verschlossen werden, 
der die Energie einer Gesellschaft auffrißt, 
die den neuen Menschen verhieß.“

Entspannungspolitik
Moskau. (FKD) Das sowjetische Verteidi
gungsministerium hat eine Studie veröffent
licht, welche den Anspruch auf sowjetische 
Mitwirkung bei den fundamentalen Trans
formationen im Westen deutlich macht. 
Der Autor, Armeegeneral Malzew, geht

davon aus, daß „der Klassenkampf zwi
schen dem kapitalistischen und dem sozia
listischen System weitergeführt wird“. Es 
könne bei den unvereinbaren und diame
tral entgegengesetzten Zielsetzungen auch 
gar nicht anders sein. Malzew spricht hier 
nun vom sowjetischen Bemühen, den „hi
storisch unvermeidlichen Kampf“ auf eine 
Art und Weise durchzufechten, die nicht 
zum Kriege führe. Diese Formulierung 
schließt freilich die Aussage ein, daß der 
Kampf auch dann weitergeführt werden 
muß, wenn es nicht gelingt, den Krieg zu 
vermeiden.
Der Autor betont, daß der Kampf zur Er
richtung eines weltweiten sozialistisch-kom
munistischen Systems allumfassend vorge
tragen werden müsse, einschließlich eng 
verzahnter politischer, wirtschaftlicher, 
ideologischer „und zweifelsohne militäri
scher“ Aktivitäten.

Von alarmierender Wichtigkeit ist die Aus
sage, daß eine Transformation in der fal
schen Richtung als Aggression zu behan
deln sei. Malzew schreibt, jeder westliche
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Versuch, eine „progressive“ Transforma
tion innerhalb eines westlichen Landes zu 
unterdrücken, habe als „Aggression gegen 
Sozialismus und Kommunismus“ verstan
den zu werden. Ob und wieweit sich die 
Sowjetunion im Falle beispielsweise eines 
mißliebigen Regierungswechsels im Westen 
„zur Verteidigung von Sozialismus und 
Kommunismus“ aufgerufen fühlt, hängt 
nur noch von der Machtkonstellation und 
vom sowjetischen Ermessen ab, denn diese 
„Verteidigung“ wird als Pflicht der Sowjet
streitkräfte hingestellt.
Malzew nennt offen die zwei wichtigsten 
taktischen Ziele der sowjetischen Außen
politik, die der Sowjetarmee den Boden zu 
bereiten hat:
„1. Kampf um günstige außenpolitische Be
dingungen zum Aufbau und Ausbau von 
Sozialismus und Kommunismus;
2. Zusammenarbeit mit allen modernen re
volutionären Kräften, wo immer sie auch 
auftreten mögen.“
Der General erklärt, es sei die historische 
Aufgabe der sowjetischen Streitkräfte, eine 
wichtige Rolle zur Erlangung dieser Ziele 
zu spielen. Da aber die reaktionären Kräfte 
des Imperialismus eine entgegengesetzte 
Politik verfolgten und bestimmt versuchen 
würden, die Bemühungen der UdSSR zu 
vereiteln, seien die UdSSR und ihre Ver
bündeten im Warschauer Pakt gezwungen, 
„geeignete Schritte zur Stärkung ihres mili
tärischen Potentials zu unternehmen“.
Daß diese prophylaktische Rüstung sich 
völlig einseitig zugunsten des sowjetischen 
Lagers verändert hat, wird nicht etwa ver
schwiegen, sondern mit Stolz hervorgeho
ben:

„Bei den Streitkräften der Welt hat sich das 
Verhältnis fundamental zugunsten des So
zialismus und zu ungunsten des Kapitalis
mus verschoben. Es sind gerade diese Ver
änderungen und der hartnäckige Kampf 
der UdSSR gegen die reaktionären Kräfte 
des Imperialismus, die zur Stärkung der 
internationalen Position der UdSSR und 
ihrer Verbündeten geführt haben.“

Unverdientes Lob
E s c h b o r n / T a u n u s .  Der Stadtju
gendring der hessischen Gemeinde, in dem 
die Jungsozialisten, die DKP-Jugendorga- 
nisation SDAJ und freie bzw. konfessio
nelle Jugendverbände den Ton angeben, 
hat die Aufnahme der Jungen Union mit 
der Begründung abgelehnt, die Junge 
Union sei eine „rechtsradikale Organisation 
mit verfassungsfeindlichen Zielsetzungen“.

Moderne Grenze
Berlin. (FKD) Großes Lob hat die Ost
berliner Zeitschrift „militärtechnik“ jetzt 
den Grenzsoldaten der DDR gezollt. Wie 
die Zeitschrift in ihrer jüngsten Ausgabe 
schrieb, hätten zahlreiche von Grenzsolda
ten vorgeschlagene „Neuerungen“ in letz
ter Zeit „zur wirksamen Erhöhung der 
Grenzsicherung und Gefechtsbereitschaft in 
den Truppenteilen und Verbänden“ sowie 
zu einer besseren Ausbildung beigetragen. 
Zu den „hervorragenden Leistungen“ zählt 
laut „militärtechnik“ ein von- einem Kol
lektiv entwickeltes optisch-elektronisches 
Zielgerät für Maschinenpistolen und Ma
schinengewehre.

Die „Neuererbewegung“ in den Grenz
truppen habe sich in den letzten zwei Jah
ren „immer mehr zu einer Massenbewe
gung von großer politischer, militärischer 
und ökonomischer Bedeutung entwickelt“, 
betonte die Zeitschrift. Insgesamt seien in 
diesem Zeitraum über 5500 „Neuerungen“ 
eingereicht worden, an denen über 8000 
Angehörige und Zivilbeschäftigte der 
Grenztruppen beteiligt gewesen seien. An
läßlich des 25. Jahrestages der DDR müsse 
die „Neuererarbeit“ in den Grenztruppen 
zu einem Höhepunkt gestaltet werden, 
schrieb die „militärtechnik“.

Gegen westliches Lob
Leipzig. (FKD) Mit scharfen Worten hat 
sich der Leipziger Maler Wolfgang Mat
theuer auf der Wahlversammlung des Ver
bandes Bildender Künstler des Bezirks 
Leipzig gegen lobende Berichte von west
deutschen Kritikern gewandt. Namentlich 
Leipziger Künstler (und darunter nicht zu
letzt Mattheuer selbst), die innerhalb der 
DDR-Kunst durch ihre ausgeprägte Affini
tät zur „neuen Sachlichkeit“ der zwanziger 
Jahre auffallen und zumindest formal an 
den „photographischen Realismus“ westli
cher Prägung erinnern, seien von dem un
gewohnten Interesse westdeutscher Kriti
ker betroffen gewesen. Bei manchen habe 
dieses Zurkenntnisnehmen von DDR- 
Kunst ein gewisses Gefühl der Zufrieden
heit ausgelöst. Aber nach einiger Zeit habe 
sich dann die Erkenntnis gemeldet: „Solche 
Äußerungen sind kein Lob“, denn es sei 
der Gegner des Gesellschaftssystems der 
DDR, der da schreibe.



Alles was singen kann, singt
Plattenmarkt: Des Malers und Sängers Erich (Arik) Brauer zweiter Streich

ALEXANDER STERNBERG

Es kann verhältnismäßig einfach sein, etwas über die Sängerin D oder den Chansonnier 
oder Liedermacher X zu Papier zu bringen. Aber es ist ziemlich schwer, über den Sänger 
Arik Brauer etwas zu schreiben. Nun gut, die Liedermacher-Welle machte es 1971 mög
lich, daß eine Platte mit herrlichen Liedern unter der Bezeichnung „Arik Brauer“ erschien. 
Doch das inzwischen reichlich leichtfertig vergebene Prädikat „Liedermacher“ war im Fall 
Arik Brauer mehr eine Verlegenheitslösung. Und bei den Definitionen, die dort abzu
drucken wären, beginnen die Schwierigkeiten!

Der Clou -  eine sehenswerte Gaunerkomödie

Da gibt es zunächst einmal den Sänger 
Arik Brauer, der zwei Langspielplatten 
produziert hat (er wird hier zuerst genannt, 
weil diese Kolumne eben Sängern gewid
met ist). Weiterhin existiert der Maler 
Erich Brauer, dessen Namen einer der 
wichtigsten in der „Wiener Schule des 
Phantastischen Realismus“ ist. Arik und 
Erich Brauer sind ein und dieselbe Person. 
Wen haben wir also vor uns, wenn wir 
über Brauer schreiben? Einen Maler und 
Sänger? Nein! Mindestens einen Maler, 
Sänger, Komponisten, Dichter, Bildhauer, 
Bühnen- und Kostümbildner, Grafiker, In
strumentenbauer, Möbeldesigner und Ver
fasser eines Filmdrehbuchs. Alle diese Ei
genschaften des Erich-Arik Brauer hängen 
zusammen mit dem Fernsehfilm „Alles 
was Flügel hat fliegt“, (Titel nach dem 
Kinderspiel), der leider erst im Herbst mit 
einjähriger Verspätung auch in Deutsch
land zu sehen sein wird, — und mit der 
gleichnamigen Platte, die in engem Zusam
menhang mit dem Film steht, aber schon 
seit einigen Monaten vorliegt (Polydor 24 
37 221 25 DM). Film und Platte sind bis 
ins Detail Brauers Werk — deshalb eben

Arik Brauer

vorhin die lange Liste aller möglichen Be
rufe. Gesamtkunstwerk nennt man das 
(progressiv heißt es Multi-Media-Show), 
wobei im Gegensatz zur Weltanschauung 
der Superlative die Betonung auf Kunst
werk liegt.
Im Fall der Schallplatte sieht das Gesamt
kunstwerk so aus: 12 Lieder, Text und 
Musik von Brauer, gesungen von Brauer. 
Verpackt ist die schwarze Scheibe in einem 
ungeheuer aufwendigen Album, das jedem 
Lied zwei Seiten Text und Bild widmet. 
Die Bilder stammen z. T. aus dem Fern
sehfilm, z. T. sind es von Brauer gemalte 
Illustrationen, die in verschlüsselter und 
unverschlüsselter Beziehung zum Inhalt der 
Lieder stehen. Diese Illustrationen sind gül
tig zunächst einmal für sich allein, aber sie 
sind auch, oder nur Teil eines größeren

s i u d j  e in e  J Z e fo rm
Seit der Kunstfreund Ehmke nebenberuflich 
als Postminister tätig war und seit ein 
Kunstbeirat die Entwürfe neuer Briefmar
ken begutadjtet, ist die graphische Qualität 
bundesdeutscher Briefmarken rapide gesun
ken. Eine Tatsache immerhin, die dem schon 
erloschenen Glauben an die Möglichkeit des 
Unmöglichen wieder neue Nahrung zu ge
ben vermochte. Diesem Niveau die bundes
deutschen Münzprägungen anzupassen ist 
das Bundesfinanzministerium bemüht. Der 
Entwurf des neuen, ab 1975 gültigen Fiinf- 
markstücks wurde im Karneval veröffent- 
lidot, so daß er zunächst für einen Beitrag

Ganzen, nämlich eines Gemäldes von Brau
er, das die Vorderseite des Albums ziert. 
Dieses Bild ergibt dann die Einheit, zu der 
sich die zwölf Teile (Lieder) zusammenfü
gen. Brauers Gesamtkunstwerk besteht aus 
einer Vielzahl von Bezügen, die der Phan
tasie vielfältige Nahrung geben.

Um den Sänger Brauer, den „Multi- 
Media-Künstler“ zu verstehen, ist noch 
einmal ein kurzer Blick auf die „Wiener 
Schule des Phantastischen Realismus“ not
wendig. Nach dem Kriege sammelte sich 
an der Wiener Akademie der bildenden 
Künste eine kleine Gruppe junger Künstler 
(Fuchs, Lehmden, Hutter, Hausner, Brauer 
und der stilistisch verwandte Gerhard Swo- 
boda), deren Kunstrichtung damals völlig 
unerwünscht und nonkonformistisch war. 
Denn ihren Bildern fehlte die dünne, kalte 
Atmosphäre der damals vorherrschenden 
formalen und geistigen Abstraktion. Die 
jungen Künstler malten mit hohem hand
werklichen Können gegenständlich, ihre 
Bilder waren Zeugnisse einer überaus le
bendigen Phantasie. Sucht man nach den 
formalen Ursprüngen dieser Schule, so 
stößt man in der Gemäldesammlung eben 
jener Wiener Akademie auf das große 
„Weltgerichts-Triptychon“ des Hierony
mus Bosch (man betrachte nur die Platten
tasche der Brauer-LP), fragt man nach 
Personen, stößt man auf den Mentor der 
Wiener Phantastischen Realisten, auf Al
bert Paris Gütersloh. Der Ziehvater Güters
loh aber führte folgerichtig dahin, daß die 
genannten Wiener Maler nicht zu den Spe
zialisten gehören, die bloß Leinwände mit 
Farbe bepinseln. Wer in seinen Bildern 
Geschichten erzählt oder die Wirklichkeit 
in Symbolen verschlüsselt und mit diesen 
Symbolen gleichzeitig wieder erschließt, 
der ist mehr als nur ein Maler. So ist bei 
den Wiener Phantastischen Realisten die 
literarische Begabung unverkennbar, die in 
vielen Büchern aus diesem Kreis zum Aus
druck kommt. Und das in einer Zeit, in der 
die Fiktion in Literatur und Malerei noch 
immer als Sünde gilt!

In diesem Sinne sind die „multimedialen“ 
Künste des Malers, Sängers usw. Erich-Arik 
Brauer kein Zufall, keine Laune, sondern 
Konsequenz. Will man nun — wieder beim 
Thema — die Lieder des Arik Brauer näher 
charakterisieren, kann man gleich beim Be
griff des „Phantastischen Realismus“ (ur
sprünglich ein Schimpfwort) bleiben. Die 
Phantasie ist der eine wichtige Bestandteil 
dieser Lieder. Brauer erzählt einfach so, 
ganz ohne intellektuelle Berechnung oder 
artifiziellen Dünkel. Dieser Phantasie ent
springen dann auch wunderschöne Melo
dien von ursprünglicher Musikalität. Mit 
Berechtigung verglich man diese Balladen 
— vor allem die Art ihrer Entstehung — 
mit echten Volksliedern (nicht mit denen 
des unechten Folklorismus). Dabei ist es 
dann wieder nur konsequent, wenn Brauer

zu den Bräuchen dieser Jahreszeit gehalten 
wurde. Die neue Münze ist extrem leicht, 
wie aus Bonn verlautet. Vermutlich han
delt es sich dabei um ein erfolgreiches prak
tisches Experiment zur Erprobung der Kon
vergenztheorie. In der Epoche des kaltaz 
Krieges mokierten sich die Bundesbürger 
über Ulbridots Aluminiumgeld. Ab 1975 
wird die andere deutsche Hälfte über die 
gewiclotigere Währung verfügen, soweit es 
das Gewicht der Kursmünzen angeht. Ein
geweihte Kreise halten es jedoch auch für 
denkbar, daß es sich bei der Herausgabe 
des neuen Fünfmarkstücks um eine Aktion 
des Bundespresseamtes handelt, das bürger
nah über die Infiation informieren möchte. 
Die Vorderseite der Münze mit der Wert
angabe macht den Eindruck, als habe sie ein 
wütender Sparer mit dem Vorschlagham
mer bearbeitet. Die Rückseite schmückt ein 
Federvieh, das erste zoologische Bestirn- 
mungsversuche als eine Kreuzung zwischen 
Bundesadler und Pleitegeier namhaft mach
ten. Sollte allerdings bis 1975 die Inflation 
noch weitere Fortschritte gemaclot haben, 
empfiehlt es sich, diese Rückseite gegen die
jenige der 5-DM-Pettenkofer-Gedenkmün- 
ze von 1968 auszutauschen, die bereits das 
vollendete Abbild des Pleitegeiers zitiert, dp

\ l e r t r a u  d e r  JJo s t
Die Auswirkungen des letzten Streiks bei 
der Bundespost lassen vermuten, daß auch 
ein völliger ' Wegfall aller postalischen 
Dienstleistungen, den der bisher zuständige

im Wiener Dialekt singt. Der Realismus ist 
in den Liedern durch die Themen und Aus
sagen vertreten, die alle von großer Aktua
lität sind, wenn auch nicht von jener Art, 
die morgen schon wieder welkt. Da stößt 
man auf die Umweltthematik (Der Linden
baum), auf die Sinngebung des Lebens, auf 
das Verhältnis der Menschen zueinander 
und vieles mehr. Doch kein inkompetenter 
Eifer läßt die Ohren schmerzen, keine 
scharfen Kontraste blenden das Urteilsver
mögen. Brauer ist um differenzierte Urteile 
bemüht. Das beste Lied aber ist das über 
die Freiheit. Den Text sollte man gedruckt 
jedem Bundesbürger in die Hand drücken, 
damit er ihn sich merken kann! Denn 
Brauer findet das rechte Maß zwischen 
Überbetonung und Unterschätzung.
Über Sinn und Aussage seines Gesamt
kunstwerks hat Brauer treffend geäußert: 
„Der Gedankenflug ist praktisdi die Ver
bindung zu den verschiedenen Themen, die 
ich aus meiner persönlichen Sicht aufzeige. 
Das Spiel ,Alles was Flügel hat fliegt4 steht 
am Beginn. Kinder streiten sich, ob Ge
danken fliegen können. Ein Vogel — im 
Ei — und ein Drache — im Viereck — 
sind meine Symbolfiguren. Der Vogel sym
bolisiert die freischwebende Idee, der Dra
che ist der erstarrte Gedanke, das Dogma.44 
— „Ich hoffe, daß es mir gelingt, Proble
men, die oft in wissenschaftlicher oder 
pseudowissenschaftlicher Art behandelt 
werden, eine solche Form zu geben, daß 
sie Zugang, wenn schon nicht zum Hirn, so 
doch zu den Herzen der Menschen ha
ben.“

Das Parteistatut ist neben dem Parteipro
gramm das wichtigste Dokument, auf dem 
die Tätigkeit des obersten Machtträgers der 
Sowjetunion beruht. Während das Pro-

Minister angeblich noch nicht plante, den 
Postkunden zunächst überhaupt nicht auf
fallen würde. Ein Beispiel aus der Gegen
wart: Wenn jemand ein Päckchen zur Post 
gibt, das den Empfänger nie erreicht, dann 
befindet sich der Empfänger faktisch in der
selben Situation wie nach einer erträumten 
Abschaffung der Bundespost. Wenn er aber, 
wie im Augenblik, für Dienstleistungen 
der Post, die ihn schädigen, auch noch Ge
bühren entrichten muß, dann hat er von 
einem Ende des Postbetriebs nur Vorteile 
zu erwarten. Wer vor Jahren trotz aller 
Warnungen Geldscheine in Briefen beför
derte, konnte sich darauf verlassen, daß 
diese Briefe auch den Empfänger erreichten.

Ob das heute noch möglich ist? In den letz
ten vier Monaten sind mindestens sieben 
bis acht Päckchen mit Büchern und Schall
platten im Wert von über 300 DM auf 
dem Weg zum Verfasser dieser Glosse ver
schwunden. Bisher bestand trotzdem die 
Neigung, diese Vorfälle zu ignorieren, die 
Schuld bei den Absendern zu suchen oder 
den Zufall verantwortlich zu machen. 
Dann müßten beim Zufall allerdings recht 
lose Sitten eingerissen sein. Nadodem aber 
nun auch ein Moderator im Süddeutschen 
Rundfunk in einer Sendung just über die
selben Erfahrungen beridotete, darf ange
nommen werden, daß die Inflation nun 
auch die Klaurate bei der Post erfaßt hat. 
Wäre es da nidot an einem gewissen Mini
ster, seine überschüssige Kraft darauf zu 
konzentrieren, diese Klaurate wieder auf 
ein preußisches Maß zu senken? -er.

Diese Hoffnung dürfte sich erfüllen. Zwar 
sind Brauers Lieder nichts für Diskotheken, 
Hitparaden und die nerventötende Radio
berieselung, aber der vom ZDF verspro
chene Sendetermin für den Brauerschen 
Fernsehfilm garantiert fast die verdiente 
und erwünschte Verbreitung dieser Lieder 
und der LP. Die LP ist übrigens mit be
wundernswerter Sorgfalt produziert, arran
giert und ausgestattet.
Das Brauersdie Gesamtkunstwerk, das 
der Phantasie so viel Nahrung bietet, ist 
eine Entdeckungsreise wert. Der zweite ge
lungene Streich dieses Außenseiters im Me
tier der Liedermacher wird kaum der letzte 
sein. Das wäre wenigstens zu wünschen.
Wer sich nun noch für die „Wiener Schule des 
Phantastischen Realismus“ interessiert, kann 
gleich wieder zu (Erich) Brauer greifen — Pardon 
für die Schl eich Werbung: E. Brauer, Malerei des 
Phantastischen Realismus. 96 S., 32 Farbtafeln, 
Ln., 29,80 DM, Langen-Müller Verlag München.

gramm die ideologische Richtschnur und 
die Hauptaufgaben der Parteipolitik für 
eine bestimmte Periode enthält, regelt das 
Statut die Organisation der Partei und die 
Stellung ihrer Mitglieder. Es ist das Gegen
stück zur formellen Staatsverfassung, nur 
ist seine Bedeutung wesentlich größer, da 
der Staat der Partei untergeordnet ist. An
derseits ist das Parteistatut auch nicht mehr 
als ein Dokument. Wie die meist sehr all
gemein gehaltenen Bestimmungen in der 
politischen Praxis ausgefüllt werden und 
ob sich die Partei überhaupt an ihr eigenes 
Statut hält, ist natürlich eine andere Frage, 
die auf. dem Wege einer bloßen Text
exegese nicht beantwortet werden kann. 
Aus diesem Grunde muß — soll eine Un-

Die Geliebte meines Vaters 
(Guy Casaril)
Verfilmung eines Romans von Francoise Mallet- 
Joris (im französischen Sprachraum recht be
kannte Autorin) über die Hinneigung einer Schü
lerin zu der lesbischen Freundin ihres Vaters und 
cjie Entwicklung ihres Verhältnisses. Passabler 
Film, den man — wo gerade nichts Besseres ge
boten wird — durchaus sehen kann. Bemerkens
werte Musik.

Der große Coup (Don Siegel)
Ein großer Thriller und von Freunden des Genres 
nicht zu versäumen! Walter Matthau in der Rolle 
eines Bankräubers, dem nach dem gelungenen 
Coup Polizei u n d  die zufällig bestohlene Mafia 
auf den Fersen sind. Der psychologische Schlüs
selpunkt des Films liegt in dem Augenblick, in 
dem Matthau erkennen muß, daß sein junger 
Komplice zu vergnügungssüchtig ist, um ein 
paar Jahre — bis über die Sache Gras gewach
sen ist — weiter ein unauffälliges Leben zu füh-

tersuchung über das Parteistatut wirklich
keitsnahe Ergebnisse zeitigen — der tat
sächliche Parteialltag in die Betrachtungen 
mit einbezogen werden. Dies tut Revesz 
auch in vorbildlicher Weise, und diesem 
Umstand ist es zu verdanken, daß man 
nach der Lektüre dieses voluminösen Wer
kes wesentlich klarere Vorstellungen über 
das Funktionieren des politischen Mecha
nismus in der Sowjetunion hat als zuvor. 
Hierbei macht es sich besonders positiv be
merkbar, daß Revesz neben der sowjeti
schen auch die politische Praxis anderer 
kommunistischer Parteien — in erster Li
nie der polnischen, ungarischen und tsche
choslowakischen — berücksichtigt, da es 
zahlreiche Parallelerscheinungen bei unter
schiedlicher Informationsdichte gibt Am 
dünnsten sind die Informationen dort ge
sät, wo sich die eigentlichen Kommando
höhen der politischen Macht befinden. Die 
Tätigkeit des Politbüros und des Sekre
tariats ist mit einem dicken Schleier der 
Geheimhaltung umgeben, so daß über die
ses interessante Problem nur sehr wenig 
zuverlässige Aussagen gemacht werden 
können. Etwas mehr, als auf den Seiten 
487 ff. und 577 ff. enthalten ist, hätte aber 
doch ausgesagt werden können. Möglich 
wäre dies gewesen — und dies gilt pars pro 
toto —, wenn sich der Verfasser seine Ar
beit insofern etwas leichter gemacht hätte, 
als er das westliche Schrifttum in größe
rem Ausmaß verwertet hätte. Inzwischen 
liegt schon eine ganze Reihe vornehmlich 
amerikanischer Untersuchungen zu Einzel- 
problemen des politischen Prozesses und 
der Elitebildung in der Sowjetunion vor, 
die beachtliche Erkenntnisse zutage geför
dert haben. So löblich auch der Vorsatz ist, 
sich vorwiegend auf Primärquellen stützen 
zu wollen, ist es in Anbetracht der Kompli
ziertheit der Materie und der außerordent
lich schwierigen Quellenlage heute kaum 
mehr vertretbar, auf die Sekundärliteratur 
weitgehend zu verzichten.

In theoretischer Hinsicht ist die Feststellung 
des Verfassers interessant, die Sowjetunion 
sei ein neofeudaler Staat (S. 376 f). Er 
stützt diese Qualifikation auf die Kader
politik der Partei, insbesondere auf das 
Nomenklatursystem und die strafrechtliche 
Sonderstellung der Parteimitglieder, die 
den Parteimitgliedern Privilegien einräu
me, die mit denen einer feudalen Aristo
kratie vergleichbar seien. Dieser Vergleich 
ist sicherlich originell, er erweckt aber auch 
manche Zweifel. Die Tatsadie, daß die po
litische Macht in einer gesellschaftlichen 
Schicht konzentriert ist, deren Angehörige 
mit Vorrechten ausgestattet sind, ist bei 
zahlreichen politischen Gemeinwesen so
wohl vor als auch nach dem Zeitalter des 
Feudalismus zu konstatieren. Außerdem 
war der feudale Staat ein Ständestaat, in 
dem neben Klerus und Adel auch die Städ
te, gelegentlich sogar die Bauern mit poli
tischen Mitwirkungsrechten ausgestattet 
waren. Überträgt man dieses Modell auf die 
sowjetischen Verhältnisse, so fragt man un
willkürlich, welche Stände es in der Sowjet
union außer der Parteimitgliedschaft sonst 
noch gibt. G. B.

reu, daß er den bevorstehenden Anforderungen 
nicht gewachsen ist und man sich von ihm tren
nen muß.

Amarcord (Federico Fellini)
An ROMA erinnerndes, beim großen Publikum 
aber kaum ankommendes Werk ohne einheit
lichen Handlungsablauf: Mit Jugenderinnerungen 
des Regisseurs vermischte Skizzen und Bilder 
aus dem italienischen Provinzalltag der dreißiger 
Jahre. Unbeschwert-heiter, gekonnt, und trotz 
allem Grotesken voller Liebe zu den Italienern.

Der Clou (George Roy Hill)
Auch beim großen Publikum gut ankommender 
Film um ein sympathisches Gaunerpärchen im 
Chikago der dreißiger Jahre. Im Stil an BONNIE 
AND CLYDE oder an BUTCH CASSIDY AND 
THE SÜNDANCE KID erinnernd. Ausgezeichnete 
Unterhaltung (aber auch nicht mehr!), hervor
ragende Dekorationen und ein rundes Vergnü
gen trotz Klauerei, Betrug und herumspritzendem 
Blut.

Grundlage des 
Sowjetsystems
Fundgrube wichtiger Informationen über die KPdSU

Das Fundameutalprinzip eines jeden kommunistischen Herrschaftssystems des sowjeti
schen Typs ist die führende Rolle der kommunistischen Partei. Daß an ihm trotz aller 
Veränderungen und Reformen, die sich im sowjetischen Hegemonialbereich seit Stalins 
Tod vollzogen haben, nicht zu rütteln ist, haben die Ereignisse in der Tschechoslowakei 
im Jahre 1968 zur Genüge bewiesen. Auf welche Weise der totale Führungsanspruch der 
Partei in der politischen Praxis realisiert wird, ist dem Blick des auswärtigen Betrachters 
freilich weitgehend entzogen. „Weitgehend“ bedeutet allerdings nicht „vollständig“. Mit 
dem nötigen Fleiß, durch ein mühsames und systematisches Studium der Parteipresse über 
einen längeren Zeitraum hinweg läßt sich doch einiges herausfinden. Läszlö Revesz hat 
sich dieser Sisyphusarbeit unterzogen und während eines Jahrzehnts 4000 Einzelquellen 
zusanimengetragen, aus denen sich die politische Praxis der KPdSU einigermaßen rekon
struieren läßt. Das Ergebnis (Läszlo Revesz: Kommentar zum Statut der KPdSU. Eine 
Untersuchung von Parteitheorie und -praxis in der Sowjetunion und in den osteuropäi
schen Volksdemokratien im Lichte des Statuts der Kommunistischen Partei der Sowjet
union, Bern 1973, Verlag SOI, 890 S., 98,— DM), der vorliegende Kommentar zum Sta
tut der KPdSU, jst eindrucksvoll.

Unsere Filmkritik



Meldungen und Korrespondentenberichte aus dem In- und Ausland

Patt
Dortmund. Auf Grund einer quasi 
Pattsituation zwischen MSB/SHB 
(auch MSHB genannt) und der an
tirevisionistischen „Kommunisti
schen Fraktion“ beschloß die Stu
dentenvollversammlung, die Stim
men der Uni Dortmund auf der 
VDS-Versammlung nicht wahrzu
nehmen. Beschlossen wurde außer
dem eine neue Wahlordnung (nach 
Listen) für die SP-Wahlen Ende 
Mai, die möglicherweise zu einer 
Einflußverminderung der Antirevi
sionisten, die gemeinsam auf einer 
„Roten Liste“ kandidieren wollen, 
führen werden.

Einsparungen
Stuttgart. Die Finanzminister der 
Bundesländer kamen Anfang Mai 
auf Grund eines Gutachtens zur

kungen im Haushaltsaufkommen 
festzustellen waren, noch mußten 
die Betriebsraittelrücklagen für 
Kredite in Anspruch genommen 
werden. — Ein krasser Fall von 
politischer Unsauberkeit. Pikant 
freilich wird die Sache auch da
durch, daß dem Überprüfungsaus
schuß, dem auch ein Vertreter des 
BWL-Lehrkörpers angehört, das 
potemkinsche Geld-Dorf nidit auf
fiel, obwohl er eigentlich nach der 
Finanzsatzung zu einer genauen 
Nachprüfung der Rücklagen ver
pflichtet gewesen wäre. Genau dies 
aber geschah, zumindest im letzten 
Haushaltsjahr, nicht.
Damit nicht genug: Noch von an
derer Seite droht Zwist. Denn im 
AStA lag bisher ein „Kuckucksei“. 
Gewählt als Vertreter der ADF tra
ten Sozialreferent Harald Milatz 
und SP-Mitglied Stefan Stodieck 
kürzlich in den von ihnen mitge

ber ausüben können, denn dann 
löst das Bayerische Hochschulgesetz 
die „verfaßte Studentenschaft“ 
auf.
Die Wahlbeteiligung nahm von 
32,6 Prozent im Vorjahr auf nun- _ 
mehr 30,1 Prozent ab. Damit be
stätigte sich die Entwicklung der 
letzten Jahre. An der Wirtschafts
und Sozialwissenschaftlichen Fa
kultät lag sie noch am höchsten.
Als zweitstärkste Gruppe behaup
tete sich wiederum der Ring Christ
lich Demokratischer Studenten 
(RCDS), der jetzt 10 Sitze ein
nimmt.
Die weitaus größte Schlappe mußte 
der aus dem Bundesverband aus
geschlossene Sozialistische Hoch
schulbund einstecken, der 80 Pro
zent seiner Sitze verlor. Die Ulk
gruppe LRNF (Liga für rauch- 
und nikotinfreies Franken) konnte 
immerhin einen Sitz erreichen.
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„Student“ abonnieren.

□  Bitte senden Sie mir kostenlos und 
unverbindlich eine Probenummer 
„Student“.

□  Ich abonniere bis auf Widerruf die 
Zeitschrift „Student“ zum Preis von 
DM 12,- (88,- ÖS) jährlich (acht 
Nummern), einschließlich Porto, 
und überweise den Betrag im vor
aus. Postscheckkonto Nürnberg, Nr. 
155 54—857, Deutsche Bank Würzburg, 
Nr. 01/07300, Postscheckkonto Wien 
Nr. 7781.834 (K.-W. Schweppe).

□  Zum Vorzugspreis für Schüler und 
Studenten (DM 5 ,- pro Jahr).

Name:

Piz. und Orr:

Straße:

Beruf:

Datum: 
st 44

Einsenden an: „student"-Vertrieb, 87 Würzburg, Uhlandstraße 16

oder ein Probe-Exemplar anfordern.

Finanzierung von Schul- und Hoch
schulaufgaben zu dem Schluß, daß 
die Zielsetzungen des sogenannten 
Bildungsgesamtplanes, der u. a. 
eine Steigerung der Studentenzahl 
von 500 000 auf eine Million bis 
1985 vorsieht, ohne empfindliche 
Steuererhöhungen nicht zu errei
chen sind. FaUs die Vorhaben zeit
lich nicht gestreckt werden würden, 
müßten Mittel in anderen Berei
chen wie Verkehr, Polizei und So
ziales eingespart werden. Anderer
seits hätte eine Verlangsamung des 
Ausbaus im Schul- und Hochschul- 
bereich den Vorteil, daß die Uni
versitätskapazitäten auf veränderte 
Arbeitskapazitäten in Zukunft bes
ser abgestimmt werden könnten.

Kuckucksei im AStA
Würzburg. In Würzburgs hoch- 
schulpolitischer Landschaft rumort 
es wieder. Kaum ist der linke AStA 
durch einen eher konservativen 
Nachfolger ersetzt, da fliegen bei 
Durchsicht der Bücher schon Un
regelmäßigkeiten des letzten Stu- 
denten-Ausschusses auf. In den 
Rücklagen, so stellte man jetzt fest, 
fehlen vermutlich über 40 000 DM. 
Der Verdacht liegt nahe, daß sich 
das bis vor kurzem linksmajorisier- 
te Studentenparlament durch Haus
haltsbeschlüsse über die Satzung 
hinwegsetzte: Rücklagen wurden 
aufgelöst, obwohl weder S^hwan-

Wenig Chancen für einen „Big lift“

Bonn. Im Gegensatz zum Tenor unseres Artikels in der Nr. 42, in dem 
wir anregten, im Hinblick auf den bundesdeutschen Numerus clausus, so 
weit wie möglich, eine stärkere Berücksichtigung des Auslandsstudiums, 
speziell in den USA, in Aussicht zu nehmen, steht die Antwort, die der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft auf eine Kleine Anfrage 
im Bundestag gab.
rf^üpthinderungsgriinde für ein USA-Studium seien a) Schwierigkeiten 
beim Vergleich von Studiengängen und Studienleistungen, b) das unter
schiedliche Niveau amerikanischer Universitäten, c) praktisch keine freien 
Studienplätze in den Haupt-NC-Fächem Medizin, Pharmazie und Zahn
medizin. Minister von Dohnany verwies außerdem auf die Unsicherheit 
bei der Kosteneinschätzung solcher „ausquartierter“ Studienplätze sowie 
auf die eventuellen negativen Rückwirkungen für die Finanzierung des 
deutschen Hochschulausbaus. Den Befürwortern von „Big-lift“-Plänen 
wird auch entgegengehalten, daß Bedarfsfragen nicht ausreichend berück
sichtigt worden seien. Als langfristiges Ziel sind weiterhin 22 — 24 Pro
zent Studenten pro Jahrgang vorgesehen.
Für deutsche Anglistikstudenten ist dagegen in den vergangenen Monaten 
ein Sonderprogramm für ein einjähriges Studium in den USA vorberei
tet worden, das zur Mitte des Studiums (ab 3./4. Semester) mit festgeleg
ten Studieninhalten aufgenommen werden soll, vorgesehener Zeitpunkt 
dafür: Herbst 1975.

gründeten SLH ein, der sich seit
her seines Vertreters im AStA brü
stet. Bis dahin kannte den SLH in 
Würzburg niemand, zu allerletzt 
diejenigen freilich, von denen Ha
rald Milatz und Stodieck gewählt 
worden waren. Es ist wohl schon 
ungewöhnlich, daß der SLH sich 
immer noch für das allgemeinpoli
tische Mandat der verfaßten Stu
dentenschaft einsetzt, obwohl doch 
(auch verfassungsrechtlich) ein
leuchten sollte, daß Grundrechte 
der Individuen nicht durch Grup
penrechte aufgehoben werden kön
nen. Zudem: Es erinnert an fatale 
Zeiten, daß eine Organisation, wie 
hier die verfaßte Studentenschaft, 
sich das Recht herausnehmen dür
fen soll, ihre Mitglieder allgemein
politisch zu vertreten, obwohl diese 
ihr zwangsweise angehören.

Nikotinfrei
Erlangen. Die 17. und vorläufig 
auch letzten Wahlen zum Studen
tenparlament an der Universität 
Erlangen-Nürnberg endeten zwar 
mit einem knappen Sieg der „Lin
ken Liste“, einer Koalition aus der 
Juso-Hochschulgruppe mit den Ba
sisgruppen Soznatek, der große 
Verlierer war jedoch der Soziali
stische Hochschulbund. Allerdings 
wird diesmal der von den 36 Par
lamentsmitgliedern gewählte ASt A- 
Vorsitzende sein Amt nur bis Okto-

Offener Brief
Tübingen. In einem offenen Brief 
an den Uni-Präsidenten hat sich 
der Hochschulring Tübinger Stu
denten (HTS), der sich selbst als 
„liberalkonservativ“ bezeichnet, für 
eine gesamtuniversitäre Listenwahl 
(ohne die gegenwärtig bestehende 
Wahlkreiseinteilung) bei den Stu
dentenparlamentswahlen Sim Som
mer ausgesprochen. Bei den kürz- 
lichen Wahlen zu Ende des Winter
semesters war der HTS zwar als

zweitstärkste Fraktion ins Parla
ment eingezogen, war jedoch nicht 
in die Gespräche zur Bildung eines 
neuen AStA (GEW, SHB, SZ) mit 
einbezogen worden.
Die Linksgruppen andererseits, die 
es besser verstehen, ihre Anhänger 
schnell zu mobilisieren, streben 
ebenfalls ein für sie günstigeres 
Wahlsystem an, jedoch ist die 
Rückkehr zu einer Wahl der Stu
dentenvertreter auf Fachschafts
vollversammlungen — ein Zustand, 
der mehrere Jahre zugunsten die
ser Gruppen bestanden hat — 
kaum mehr im Bereich des Mög
lichen, da der gesetzgeberische 
Trend von seiten der Kultusminister 
dies nicht zuläßt, eine Tatsache, die 
durch die kürzlich erfolgte Ände
rung des baden-württembergischen 
Hochschulgesetzes bestätigt wurde.

Gemäßigter AStA
Karlsruhe. Einen neuen AStA aus 
den Gruppen RCDS/SLH, der eine 
Linkskoalition ablöste, erhielt zu 
Anfang dieses Semesters die Uni
versität Karlsruhe,, an der gegen

Fernuniversität geplant
Hagen. Eine für die Bundesrepublik neuartige Universität ist für das 
Wintersemester 1975/76 in dieser Stadt geplant. Es handelt sich um eine 
Femuniversität, wie sie in anderen Ländern bereits längere Zeit bestehen, 
ln England z. B. arbeitet die vergleichbare „Open University“ seit 1971 
mit etwa 25 000 eingeschriebenen Studierwilligen.
Im Lehrprogramm für die vorgesehenen 7000 bis 9000 Studenten stehen 
zunächst nur die Bereiche Mathematik und Wirtschaftswissenschaften, 
später sollen Pharmazie, Biologie und Psychologie — also traditionelle 
NC-Fächer — hinzukommen. Die Lehrmittel bestehen aus Studienbrie
fen, Kassetten und Tonbändern, ein direkter Kontakt mit den Dozenten 
ergibt sich lediglich bei Ferien- und Wochenendkursen sowie bei Übun
gen, Klausuren und Prüfungen.
Der verantwortliche Wissenschaftsminister von Nordrhein-Westfalen, Jo
hannes Rau, sieht in der beabsichtigten Fernuniversität eine Möglichkeit, 
a) die überfüllten Hochschulen zu entlasten, b) die Kosten für einen Stu
dienplatz auf etwa ein Drittel zu senken, c) besonders Berufstätigen wei
tere Bildungschancen zu eröffnen.
Auch in Baden-Württemberg ist die Errichtung einer Femuniversität ge
genwärtig in der Diskussion. In der Antwort auf eine Anfrage im Landtag 
betonte das Kultusministerium jedoch, daß vor einer endgültigen Ent
scheidung darüber die vierjährige Erprobungszeit eines Versuchs zur Ein
richtung eines solchen Fernstudiums abgewartet werden solle.

wärtig etwa 11000 Studenten im
matrikuliert sind. Die Entscheidung 
im Studentenparlament fiel aller
dings mit 18:17 denkbar knapp 
aus.
Die SP-Wahlen im Februar hatten 
bei einer Wahlbeteiligung von 35 
Prozent folgendes Ergebnis ge
bracht: RCDS/Unabhängige 12, 
SLH 6, Linke Liste 6, AGDS 5, 
Fachschaftenliste 5, Liste Demo
kratischer Kampf 1.
Eine Mehrheit für die neuen AStA- 
Gruppen hatte sich auch schon vor 
längerer Zeit bei der studentischen 
Vertretung im Großen Senat er
geben.
Bei den Koalitionsverhandlungen 
zwischen den beiden den AStA tra
genden Gruppen hat sich der SLH 
mit seinen Forderungen — allge
meinpolitisches Mandat, VDS-Mit- 
arbeit etc. — gegenüber dem frak
tionsstärkeren Partner voll durch
gesetzt. Diese Tatsache findet ihre 
Begründung u. a. darin, daß der 
SLH, im Gegensatz zum RCDS, 
grundsätzlich auch zum Zusam
mengehen mit sozialistischen Grup
pen bereit ist und dadurch einen 
größeren Verhandlungsspielraum 
besitzt. Zur weiteren Einschätzung 
des neuen AStA mag folgendes De
tail geeignet sein: Der AStA-Vor- 
sitzende (RCDS) ist ehemaliger 
Jungsozialist, der zweite Vorsitzen
de (SLH) ist Mitglied der Jungde
mokraten.

Kritik
Darmstadt. Eine Kampagne zur 
Verweigerung der Sozialbeitragser
höhung (7,50 DM) führte zu An
fang des Sommersemesters der 
MSB-nahe AStA der TH Darm
stadt durch. Diese von Kultusmi
nisterium veranlaßte Erhöhung 
wurde im Zusammenhang mit an
deren Preissteigerungen (Mensaes
sen, Bundesbahn, Heizkostenpau
schale in Wohnheimen etc.) sowie 
mit der keineswegs ausreichenden 
BAFÖG-Förderung gesehen. Auf 
der Kritikliste des AStA stehen 
weiterhin das Bundeshochschulrah
mengesetz. das Hessische Universi
tätsgesetz und das für Hessen vor
gesehene Ordnungsrecht.
Vom Kultusminister noch nicht ge
nehmigt ist die Studentenschafts
satzung der Hochschule, eine Sat
zung, die vor allem vom RCDS 
stark kritisiert wird.

Rechtsruck
Lund. Seit vielen Jahren galt die 
südschwedische Universitätsstadt 
als rote Hochburg, bis die jüngsten 
Wahlen zum Studentenparlament 
einen vollständigen Wechsel erga
ben. Von den 61 Parlamentssitzen 
errang die entschieden rechte Stu
dentengruppe „Lunds Fria Studen- 
ter“ 42 Mandate. In den Rest tei
len sich diverse kommunistische 
Gruppen mit 10, Sozialdemokraten 
mit 6 und Liberale mit 3 Sitzen. 
Die nichtstalinistischen Linkssektie
rer gingen leer aus.

Engpaß
Mainz. Nach der Einführung eines 
Numerus clausus für Juristen in 
Frankfurt hat jetzt auch der 
Fachbereichsrat des Fachbereichs 
Rechts- und Wirtschaftswissen
schaften an der Universität Mainz 
Zulassungsbeschränkungen im Fach 
Jura ab kommendem Winterse
mester beschlossen. Unter Berück
sichtigung interner Kapazitätsbe
rechnungen hatten die Professoren

schon während der Semesterferien 
eine Zulassungsbeschränkung im 
Fachbereich Rechts- und Wirt
schaftswissenschaften erwogen. In 
der ersten Fachbereichsratssitzung 
vom 10. April waren dann die stu
dentischen Vertreter über diese 
Pläne informiert worden. Da man 
sich aber in der juristischen Abtei
lungssitzung nicht über die end
gültige Aufnahmezahl entscheiden 
konnte, wurde die endgültige Be
ratung im Fachbereichsrat auf den 
17. April verschoben. In dieser Sit
zung des Fachbereichsrats wurde 
eine Aufnahmezahl von knapp 500 
Studenten pro Jahr beschlossen. 
Allein für das nächste Winterse
mester rechnet die Universität 
Mainz mit etwa 1000 Erstsemestern 
in Jura. Die Einführung des Nume
rus clausus im Fach Jura wird 
zwangsläufig im nächsten Semester 
eine Zulassungsbeschränkung in 
den Wirtschaftswissenschaften nach 
sich ziehen, da die meisten Abge
wiesenen sich dort einschreiben 
werden.

Studienberatung
Saarbrücken. Eine geradezu vor
bildliche Studienberatung ist von 
der Universität dieser Stadt zu be
richten. Hier haben im Laufe des 
Wintersemesters etwa 2000 Abi
turienten in kleineren Gruppen die 
Uni besucht, wo sie das Büro für 
Studienberatung an jeweils einem 
Vormittag mit den Studienmöglich
keiten vertraut machte.
Diese Form der Studienberatung 
eignet sich vor allem für die soge
nannten experimentellen Fachbe
reiche wie Physik, Elektro-Technik 
etc., welche jeder Gruppe der Abi
turienten einen wissenschaftlichen 
Mitarbeiter für Auskünfte zur Ver
fügung stellte.

Ordnungsrecht
Gießen. Verstärkte Aktivitäten ent
wickeln gegenwärtig die linken Stu
dentengruppen einschließlich des 
vor allem von Jusos getragenen 
AStA im Zusammenhang mit
dem „Kampf gegen das Hessische 
Ordnungsrecht“. Das HÖR war vor 
einigen Wochen anläßlich der
Frankfurter Straßenschlachten in 
die Diskussion gekommen, als Kul
tusminister von Friedeburg für die 
Hochschulen seines Landes ein sol
ches Hausordnungsrecht ankündig
te, um gegen eventuelle Störer här
ter vorgehen zu können.
Um eine breite Mobilisierung der

Studenten und der Bevölkerung zu 
erreichen, kündigte der Gießener 
AStA eine Dokumentation an, die 
mit hoher Auflage in der Stadt ver
teilt werden soll, außerdem sollen 
u. a. Informationsstände eingerich
tet und eine Unterschriftensamm
lung in der Uni durchgeführt wer
den. In weitgehender Zusammenar
beit mit anderen nichtstudentischen 
Organisationen, z.B. Gewerkschaf
ten, soll schließlich eine Demon
stration gegen das Ordnungsrecht 
vorbereitet werden.
Da vom 14. bis 16. Mai Studenten
parlamentswahlen vorgesehen sind, 
sind durch die angeführten Maß
nahmen eine stärkere Politisierung 
der Studenten im Sinne der Jusos, 
des Spartakus etc. und möglicher
weise eine höhere Wahlbeteiligung 
zu erwarten.

Unhaltbar
Bonn. Seit etwa eineinhalb Jahren 
herrscht im Bonner Studentenpar
lament eine Pattsituation zwischen 
MSB/SHB/LHV. die den AStA
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stellen, und den Gruppen RCDS/ 
Liberale Aktion/SLH, die inzwi
schen mit 29:27 die einfache Mehr
heit erreicht haben, denen aber zur 
absoluten Mehrheit und zur AStA- 
Bildung zwei Sitze fehlen. Außer 
den genannten Gruppen gibt es 
noch Vertreter der marxistischen 
Institutsgruppen (3) und des KSV 
(1) im SP, die auf Grund ideolo
gischer Differenzen häufig gegen 
den amtierenden AStA stimmen. 
Die Tatsache, daß der AStA mit 
SP-Beschlüssen konfrontiert wird, 
die eine ihm nicht genehme Politik 
fordern, schafft auf die Dauer eine 
unhaltbare Situation, die wahr
scheinlich nur durch Neuwahlen 
gelöst werden können. Tatsächlich 
sind in diesem Sommersemester — 
schon ein gutes halbes Jahr nach 
den letzten (vorgezogenen) Wah
len — wiederum Wahlen zum Stu
dentenparlament vorgesehen.

LPW bietet lohnende Aufgaben in der galvanotechni
schen Industrie; auch während der Semesterferien

Unser vielseitiges und breit angelegtes Produktionsprogramm -  
galvanotechnische Verfahren, Apparate- und Anlagenbau, Ab
wasserreinigung, Metallreinigung und Entfettung -  beruht auf der 
engen Verflechtung von Forschung, Wissenschaft und Technik. 
Die Entstehung neuer Verfahren, aie Rationalisierung von Her
stellungsprozessen und die fortschreitende Automation stellen 
uns immer wieder vor interessante und vielseitige Aufgaben.

Diese Aufgaben auch für die Zukunft zu lösen, bedarf es der 
Mitarbeit fähiger, selbständig arbeitender und ideenreicher

N A C H W U C H S K R Ä F T E
Sind Sie an einer Tätigkeit bei uns interessiert, wenden Sie sich 
an die Personalabteilung der

Langbein-Pfanhauser-Werke Aktiengesellschaft,
4040 Neuss/Rhein, Postfach 317 
Telefon (0 21 01) 20 02 85


